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Sommer: Koalition muss sofort den 
Finanzsektor gesetzlich regulieren
www.dgb.de. Der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer hat die Bundesre-
gierung aufgefordert, „sofort mit der 
Regulierung des Banken- und Invest-
mentsektors Ernst zu machen“ und 
noch bis zur Wahl entsprechende Ge-
setze zu verabschieden. Dazu habe 
sie sich auf dem Londoner Gipfel ver-
pflichtet, betonte er am Freitag auf der 
zentralen 1. Mai-Kundgebung des DGB 
in Bremen unter dem Motto „Arbeit für 
alle bei fairem Lohn“. Bisher sei aber 
„gar nichts passiert“. 

Es gehe darum, Spekulation einzu-
dämmen und zu kontrollieren, Unter-
nehmen nicht mehr an kurzfristigen 
Renditezielen auszurichten und den 
Finanzsektor z.B. über eine Börsenum-
satzsteuer an den Kosten der Krise zu 
beteiligen, betonte Sommer. Es müss-
ten Regeln durchgesetzt werden, die 
verhinderten, dass so etwas wie die 
aktuelle Krise jemals wieder passiere. 
Dazu gehöre auch wesentlich mehr Mit-
bestimmung in Unternehmen und Be-
trieben. Bislang haben Politik und Ge-
werkschaften nach Ansicht des DGB-
Chefs einen „ganz guten Job“ gemacht, 
um die Menschen vor den negativen 
Folgen der Krise, vor allem vor Ent-
lassungen zu schützen. Doch reichten 
die bisherigen Maßnahmen angesichts 
der Tiefe der Krise bei Weitem nicht 
aus. Sie müssten ergänzt werden durch 
eine Aufstockung der Hartz-IV-Regel-
sätze, Konsumgutscheine für kleine 
und mittlere Einkommen sowie durch 
ein Zukunftsinvestitionsprogramm zu 
Gunsten der Verkehrsinfrastruktur, 
der Energienetze, der Krankenhäuser, 
der Telekommunikation und vor allem 
der Bildung.

Zur Finanzierung der Krisenlasten 
forderte Sommer, dass die Verursacher 
zahlen müssten – auch mit ihrem Pri-
vatvermögen. Im Einzelnen verlangte 
er eine Anhebung des Spitzensteuer-
satzes, eine deutliche Erhöhung der 
Erbschaftssteuer für wirklich Reiche 
und die volle Versteuerung von Ka-
pitalerträgen anstelle der niedrigen 
Abgeltungssteuer. Unter Hinweis dar-
auf, dass Hartz-IV-Empfänger erst ihr 
Vermögen einsetzen müssen, forderte 
er dieses Prinzip auch für die Reichen 
und Superreichen. Sie müssten mit ei-
ner verzinsbaren Zwangsanleihe einen 
Lastenausgleichsfonds finanzieren, 
der in Schwierigkeiten geratene Un-
ternehmen mit Bürgschaften und Be-
teiligungen über die Krise bringe. Wer 
dreistellige Milliardenbeträge für den 
Giftmüll der Banken aufbringe, müsse 
auch die Kraft haben, solche Summen 
für die Zukunft unseres Landes zu 
beschließen, appellierte Sommer an 
die Politik. 

Der DGB-Chef erinnerte daran, dass 
bereits der Aufschwung an Millionen 
Menschen spurlos vorbei gegangen sei 
und dass Millionen „arm in die Krise 
gegangen“ seien: „Jetzt sollen wir alle 
es ausbaden mit Einkommenseinbu-
ßen, Existenzangst und Entlassungen. 
Und natürlich sollen wir den ganzen 
Mist auch noch bezahlen... Aber wir 
lassen uns die Hirne nicht vernebeln. 
Das ist die Neuaufführung der alten 
Schmierenkomödie von der Soziali-
sierung der Verluste und der Privati-
sierung der Gewinne.“ Wenn es keinen 
gerechten, von den Menschen akzep-
tierten Ausweg aus der Krise gebe, 
„dann ist die soziale Marktwirtschaft, 
ja, dann ist auch unsere Demokratie 
bedroht,“ warnte Sommer. 

Die Gewerkschaften wollten aber 
„eine soziale Demokratie mit einer 
fairen und sozialen Marktwirtschaft“, 
versicherte der DGB-Chef. Dazu ge-
hörten u.a. eine umfassende wirt-
schaftliche Mitbestimmung der Be-
schäftigten, die Tarifautonomie und 
ein gesetzlicher Mindestlohn. „Unser 
grundlegendes Ziel heißt Arbeit für 
alle bei fairen Löhnen. Wir wollen gute 
Arbeit und ein Leben ohne soziale Not 
und Angst um Existenz. Dafür de-
monstrieren wir heute.“

1. Mai 2009
maf. Behörden haben ein Langzeitge-
dächtnis. Die Staatsinstanzen werden 
die Ereignisse rund um diesen  1. Mai 
ausdeuten und Verfahren zur Ein-
schränkung der Demonstrationsfrei-
heit entwickeln. Der Trend, aus dem 
öffentlichen Raum etwas durchgehend 
staatlich Reguliertes zu machen, wird 
genährt. Löst man sich für einen Au-
genblick vom dem Bild der Konfronta-
tion von Demonstrationen mit Polizei-
kräften, so wird in der Ereignissen ein 
doppeltes Unvermögen sichtbar: Die 
Institutionen der Gesellschaft und mit 
ihnen die große Zahl der kleinen Leute, 
die es irgendwie geschafft haben, kön-
nen sich nicht auseinandersetzen mit 
dem Unmut, der in der jungen Genera-
tion wächst. Achselzucken ist Trumpf. 
Gleichzeitig, und vielleicht auch des-
wegen, gelingt dieser der Übergang 
vom gefühlten Unmut zur überlegten 
Kritik nicht so recht, stattdessen: Ges-
ten. So drastisch, dass eine Reaktion 
der Umwelt erzwungen wird, ist eine 
Geste erst, wenn sie Regeln verletzt, die 
öffentliche Ordnung stört oder Gesetze 
bricht.

Ein Rückblick auf die alte Bundes-
republik liefert dazu Anschauungs-
material. Der politisch-kritischen 
Jugendbewegung der sechziger Jahre 
ging eine lange Phase voraus, in der 
sich „Ausschreitungen“ häuften, im 
Zusammenhang mit Ereignissen der 
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Massenkultur und auch des Sports 
gingen ganze Stadien und Hallen zu 
Bruch, Faschingszüge entgleisten in 
brutale Massenschlägereien usw. War-
um? Sozialgeschichtlich sicher ist, dass 
in diesen Jahren ein wachsender Teil 
der jungen Generation in die veralten-
den Traditionen und Lebenspraktiken 
der Älteren nicht eintreten wollte, wohl 
auch nicht konnte, es dauerte lange, 
lange Jahre bis aus der neuen Situa-
tion neue, lebenspraktisch relevante, 
politische Vorstellungen und Normen 
entstanden.

In diesem einen Punkte ähnelt die 
heutige Situation der damaligen Zeit: 
Die junge Generation wird nicht in 
die Lebensweise der älteren einrücken, 
und sie wird nicht die Umstände vorfin-
den, sich wie jene zu etablieren. Folg-
lich ist die Kommunikation gestört. 
Fast tragisch ist, dass linke, kritische 
politische Kräfte, die für die Erör-
terung der neuen Problemstellungen 
offen wären, die Kommunikationsstö-
rung nicht durch eine Anstrengung 
guten Willen aufheben können. Solche 
Probleme müssen innerhalb der betrof-
fenen Generation besprochen und aus-
gedeutet werden, hier kann glaubhaft 
nur mitreden, wer unter den Bedin-
gungen steht, die bestehen. Erst wenn 
und soweit jene Diskurse Ergebnisse 
mit politischen Anspruch präsentie-
ren, wird eine allgemeine Diskussion 
möglich werden. 

An diesem 1. Mai waren ja keines-
wegs nur Grenzüberschreitungen von 
Festen & Aktionen mit linkem Kontext 
zu verbuchen, an vielen Orten kam es 
zu großen und kleinen Übergriffen von 
Nazibanden. In einer solchen Situation 
lohnt sich Nachdenken über Probleme 
und Grenzen symbolischer Gesten und 
Proteste.

In diese Form der Auseinanderset-
zung steckt immer eine Verneigung 
vor der gesellschaftlichen Autorität, 
sie wird provoziert, sie ist gefragt, von 
ihr will man etwas wissen. So ist dieser 
Typus vorpolitischer Proteste auch für 
die neuen Nazis gut zugänglich. 

Anders als in den fünfziger und frü-
hen sechziger Jahren sehen wir heute 
nicht eine Auseinandersetzung zwi-
schen einer junge, kritischen, antiau-
toritären Generation und alten Au-
toritäten oder sogar Nazis. Heute hat 
die Rechte den antiautoritären Gestus 
adaptiert, und so mündet die politische 
Ausdeutung des Unmuts zu einem stra-
tegischen Wettlauf zwischen links und 
rechts. Die linken Jugendbewegungen 
stehen in dieser Auseinandersetzung 
so schlecht nicht da, sie haben eine Rei-
he von Argumenten im Köcher, die auf 
die Ermöglichung von solidarischem 
Zusammenleben abzielen, dazu gehört 
auch das politische Geschick, Feste 
und Proteste im öffentlichen Raum zu 
organisieren, ohne in Schlägereien zu 
geraten.

Weiter keine Freizügigkeit
rül. Die Bundesregierung hat der Euro-
päischen Kommission Ende April offi-
ziell die Mitteilung geschickt, dass sie 
auch in den kommenden beiden Jahren, 
bis 30.4.2011, für abhängig Beschäftigte 
aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten in 
Osteuropa keine Freizügigkeit auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt zulassen will. 
Schon beim EU-Beitritt dieser Staa-
ten 2004 hatte die Bundesregierung 
gemeinsam mit der österreichischen 
Regierung und anderen durchgesetzt, 
dass Arbeitnehmer aus diesen Staaten 
bis zu sieben Jahre nach EU-Beitritt 
noch gehindert werden können, sich 
Jobs in den „alten“ EU-Ländern zu 
suchen. Viele EU-Länder haben diese 
Regelungen inzwischen aufgehoben, 
so dass z.B. polnische Arbeitnehmer in 
skandinavischen Ländern, in Großbri-
tannien und anderswo Arbeit fanden.  
Nur die Bundesrepublik und eventuell 
Österreich wollen diese Sperre nun 
die volle Sieben-Jahres-Frist aufrecht 
erhalten. Die tschechische Regierung, 
die derzeit die Ratspräsidentschaft 
in der EU hat, hat das Schreiben der 
Bundesregierung bereits kritisiert. Die 

deutschen Arbeitgeberverbände, der 
Zentralverband des Deutschen Hand-
werks und leider auch der DGB tragen 
laut Mitteilung der Bundesregierung 
an die EU die Position der Regierung 
Merkel mit, der DGB vermutlich, weil 
noch immer kein gesetzlicher Mindest-
lohn eingeführt ist und damit die Ge-
fahr des Lohndumpings fortbesteht. Im 
Bau- und Baunebengewerbe, bei der 
Gebäudereinigung und in der Innen-
dekration ist zusäztlich auch die Nie-
derlassungsfreiheit für Selbständige 
aus den neuen EU-Staaten bis 30.4.2011 
weiterhin begrenzt.

Die nächste Ausgabe der Politischen 
Berichte erscheint am 4. Juni 2009. Re-
daktionsschluss: Donnerstag, 29. Mai. 
Artikelvorschläge und Absprachen über 
pb@gnn-verlage.de. Tel: 0711/3040595, 
freitags von 7–12 h.
Die übrigen Erscheinungstermine für 
2009, jeweils donnerstags: 2. Juli, 	
30. Juli, 10. September, 8. Oktober, 	
5. November, 3. Dezember und 13. Ja-
nuar 2010.

Baltische Staaten und Polen stärken Verbindungen zu den nordischen Ländern 
www.cismo.at, alk. In der Klemme zwischen dem Großanbieter Russland und 
dem Großabnehmer Deutschland bauen die baltischen Staaten und Polen ihre 
Verbindung zu den Energienetzen Schwedens, Finnland und Norwegen und un-
tereinander aus. Die Regierungschefs der baltischen Staaten (Lettland und Litau-
en) haben in Vilnius ihren jahrelangen Streit über ein Ostseekabel beigelegt, das 
künftig das baltische Stromnetz mit jenem Schwedens verbinden soll. Ein Kabel 
nach Finnland von 300 MW Kapazität besteht bereits länger.

Neben den staatlichen Netzbetreibern Schwedens und Litauens wird auch Lett-
land zu einem Drittel an dem neuen Kabel beteiligt. Damit wurde der jahrelange 
Streit zwischen Lettland und Litauen beendet, an die Küste welches der beiden 
Länder das Kabel führen sollte. Das Kabel soll eine Kapazität von 700 bis 1000 Me-
gawatt haben und bis 2016 in Betrieb gehen. Die EU-Kommission genehmigte be-
reits Ende März 175 Mio. Euro Unterstützung für das von Litauen mit 2 Mrd. Litas 
(579 Mio. Euro) veranschlagte, als „Swedlink“ bezeichnete Projekt. Ferner wurde 
vereinbart, eine „Energiebrücke“ nach Polen hin auszubauen. Bereits seit 1998 
besteht zwischen 
Polen und Schwe-
den der sog. Swe-
Pol-Link, eine 
Hochspannungs-
Gleichstrom-
Übertragung mit 
einer Kapazität 
von bis zu 1000 
Megawatt. Die 
Verbindung ist so 
stark ausgelas-
tet, dass eine In-
anspruchnahme 
durch Dritte nicht 
in Frage kommt. 
Eine technische 
Besonderheit an 
diesem Übertra-
gungsweg ist die 
ins Kabel eingebettete Rückstromleitung, bisher ließ man den bei Gleichstrom-
übertragungen unumgänglich anfallenden Rückstrom durch Erdleitungen in 
den Meeresboden fließen, was zu Umweltbelastungen z.B. durch elektrolytische 
Prozesse führt.  
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Am 29. April legte Bundeswirtschafts-
minister zu Guttenberg im Auftrag 
der Bundesregierung seine neue Wirt-
schaftsprognose vor. Danach geht die 
Regierung nunmehr von einem Rück-
gang des realen Bruttoinlandprodukts 
(BIP) in diesem Jahr um 6 Prozent 
aus.

Das wäre der schwerste wirtschaft-
liche Einbruch in Deutschland seit der 
Weltwirtschaftskrise. Damals ging das 
BIP im Deutschen Reich vier Jahre lang 
zurück: 1929 um 0,4 %, 1930 um 1,4 %, 
1931 um 7,7 % und 1932 um 7,5 % (Zah-
len nach Wirtschaft und Statistik, hrsg. 
vom Statistischen Bundes-
amt, Ausgabe 3/2009).

In der Nachkriegszeit hat 
es bisher keine vergleich-
bare Wirtschaftskrise ge-
geben. Das Statistische 
Bundesamt listet seit 1950 
nur fünf Jahre auf, in denen 
das reale BIP sank: 1967 
um 0,3  %, 1975, nach der 
ersten großen Ölkrise, um 
0,9 %, 1982, im letzten Jahr 
der sozialliberalen Koaliti-
on unter Helmut Schmidt, 
um 0,4 %, 1993 wegen des 
Zusammenbruchs der In-
dustrie in Ostdeutschland 
um 0,8 % und 2003, nach 
den Anschlägen des 11. 
Septembers und dem Plat-
zen der Internet-Blase, um 
0,2 %. (a.a.O.)

Einbruch im Export …

Entscheidender Faktor für 
den Rückgang der wirt-
schaftlichen Leistung ist 
nach den Prognosen der 
Bundesregierung wie der 
Wirtschaftsinstitute der 
enorme Einbruch im Ex-
port. Jetzt rächt sich die 
jahrelange Vernachlässi-
gung der Binnenkonjunk-
tur und der Binnenkaufkraft. Aus 
der jahrelang verfolgten Strategie, 
„Exportweltmeister aller Klassen“ zu 
werden, ist jetzt ein Nachteil gewor-
den. Weil die deutsche Exportquote 
höher ist als in allen anderen großen 
Industriestaaten, sind auch die Aus-
wirkungen des weltweiten Nachfrage-
einbruchs auf die deutsche Wirtschaft 
jetzt besonders tief. „Made in Germany 
ist in der Krise out“, hatte schon im 
März das „Handelsblatt“ getitelt und 
geschrieben: „Die Exporte sind vom 
Aushängeschild zum Sorgenkind der 
deutschen Volkswirtschaft geworden.“ 
In der IG Metall wird offen diskutiert, 

dass man sich dem Ende des deutschen 
„Exportwunders“ nicht ernsthaft ent-
gegenstellen könne. Schließlich habe 
die Exportoffensive deutscher Kon-
zerne in der Vergangenheit in Nach-
barländern zahlreiche Fabrikschlie-
ßungen und Jobverluste zur Folge ge-
habt.

Der private Konsum wird nach der 
Prognose der Bundesregierung Jahr 
2009 demgegenüber nur um 0,1 % fal-
len, die Bautätigkeit (öffentlicher und 
privater Bau) um 2,2 %. Die Staats-
ausgaben steigen um 2,4 %, vor allem 
infolge des zweiten Konjunkturpro-

gramms. In Summe sinkt die gesamte 
„Inlandsnachfrage“ 2009 vermutlich 
nur um 1,5 %. 

Die Exporte dagegen fallen zwei-
stellig. Bereits im Januar waren sie um 
17,5 %, im Februar um 25,7 % und im 
März um 17,1 % niedriger ausgefallen 
als im gleichen Monat des Vorjahres. 
(Berliner Zeitung, 17.4.09) Für das ge-
samte Jahr 2009 erwartet die Regierung 
nun, dass das Negativ-Szenario anhält. 
Sie rechnet mit einem Exportrückgang 
um 18,8 %. Verglichen damit soll der 
Rückgang der Importe (minus 10,6 %) 
deutlich niedriger ausfallen. Das Ge-
samtergebnis: Das Bruttoinlandpro-

Wirtschaftskrise: Regierung 
prognostiziert 6 Prozent Minus

dukt, das wirtschaftliche Ergebnis aus 
Inlandsnachfrage plus Außenbeitrag, 
sinkt um die schon genannten 6 %.

Dabei zeichnet sich auch keine regi-
onale Ausweichmöglichkeit im Export 
ab. Der Rückgang der Nachfrage nach 
deutschen Industriegütern ist global. 
Bereits im 4. Quartal 2008 sanken 
die deutschen Exporte in die anderen 
EU-Staaten um 9,1 %, in die USA um 
8,5 %, nach Kanada um 9,9 %, in die 
Türkei um 21,7 %, nach Südafrika um 
16,9 %, nach Indien um 9,4 %, nach 
Japan um 6,1 % und nach Südkorea um 
15,9 %. Lediglich China, Brasilien und 
Russland nahmen damals noch mehr 
deutsche Exporte ab als im Vergleichs-
quartal des Vorjahres. (Handelsblatt, 
25.3.09) Inzwischen dürfte auch der 
Export nach Russland eingebrochen 
sein. Für 2009 wird aktuell nur noch in 
China, Brasilien und evtl. Indien wirt-

schaftliches Wachs-
tum erwartet. Für die 
übrige Welt erwarten 
die Wirtschaftsins-
titute dagegen einen 
Rückgang der Wirt-
schaftsleistung um 
mehr als 3,3 %. Das 
wäre der stärkste Ein-
bruch seit Ende des 
zweiten Weltkriegs.

Entsprechend groß 
ist die Ratlosigkeit, 
die auch in der Pres-
semitteilung des Wirt-
schaftsministers zu 
seiner jüngsten Pro-
gnose durchschim-
mert. „Der wirtschaft-
liche Rückschlag, den 
wir in diesem Jahr er-
warten, ist weit über-
wiegend die Folge des 
… massiven Rückgangs 
unserer Exporte“, teilt 
der Minister mit, und 
wettert gegen Forde-
rungen nach einem 
dritten Konjunktur-
programm, wie sie von 
den Gewerkschaften 
erhoben werden. Wer 
so etwas fordere, so zu 
Guttenberg, verunsi-

chere Investoren und Konsumenten. 
„Attentismus und Missmut sind das 
letzte, was wir jetzt brauchen.“ Zwar 
erhofft der Minister für 2010 wieder 
mit einem leichten Wachstum. Aber 
das ist „Pfeifen im Walde“, keine Pro-
gnose.

Krisenschwerpunkt Industrie

Das Desaster im Bankenbereich, das 
Hedgefonds, Investmentbanken und 
andere Akteure aus der Finanzbran-
che 2007 und 2008 angerichtet haben, 
hat seit Ende 2008 weltweit auch das 
produzierende Gewerbe erreicht. Welt-
weit gingen spätestens nach der Pleite 

Volumenindex des Auftragseingangs im verarbeitenden Gewerbe, 2005 = 100 (Statistisches Bundesamt)

Produktionsindex im verarbeitenden Gewerbe, 2005 = 100 (Statistisches Bundesamt)
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der US-Bank Lehman Brothers im ver-
gangenen Oktober in zahlreichen Kon-
zernen alle Signale auf „Rot“. Investi-
tionen und alle irgendwie aufschieb-
baren Ausgaben wurden überprüft, 
verschoben, gestoppt oder so weit her-
unter gefahren wie irgend vertretbar. 
Für die Bundesrepublik erwartet die 
Bundesregierung nun für 2009 einen 
Rückgang der Ausrüstungsinvestiti-
onen um 17,0 %.

Was für jedes einzelne Unternehmen 
betriebswirtschaftlich und zur Ver-
meidung von Finanzierungsengpässen 
infolge der Bankenkrise sinnvoll sein 
mochte, entwickelte sich zu einer re-
gelrechten Lawine von Auftragsstor-
nierungen, insbesondere im Bereich 
Maschinenbau, die inzwischen zusätz-
lich zu den aus dem Finanzbereich her-
übergeschwappten Verlusten und den 
Einbrüchen im Immobilienbau allen 
produzierenden Unternehmen enorm 
zu schaffen macht.

Zahlreiche Unternehmen im verar-
beitenden Gewerbe, vor allem im Ma-
schinenbau, haben ihre Planzahlen für 
2009 seit Herbst letzten Jahres Monat 
für Monat immer weiter nach unten 
revidiert. Nicht wenige Unternehmen 
sind inzwischen bei der Hälfte der Pro-
duktionsmengen angekommen, die sie 
noch im August/September 2008 für 
2009 hatten realisieren wollen. Hin-
zu kommt im Bereich der Automobil
industrie eine schwere strukturelle, 
technologische (weg vom Diesel- und 
Benzinmotor) und Überproduktions-
krise. Mitte April veröffentlichte die 
IG Metall die neueste Übersicht über 
ihre Branche. Danach gingen bereits 
im vierten Quartal 2008 die Bestellun-
gen in der Metall- und Elektroindustrie 
um ein Viertel zurück. In den ersten 
zwei Monaten 2009 brachen die Auf-
träge – verglichen mit dem jeweiligen 
Vorjahresmonat – sogar um 40 Prozent 
ein. Dabei schrumpften die Inlands-
aufträge um 33 %, aus dem Ausland 
um 45 %. 

Das Ergebnis nach Branchen sieht für 
Februar 2009 so aus:

Aufträge Stahl- und	
Metallerzeugung:� -52,1 %
Aufträge Luft-, Wasser- und 
Schienenfahrzeuge:� -48,6 %
Aufträge Maschinenbau: � -48,5 %
gesamte M+E-Industrie:� -39,5 %
Automobilindustrie: � -38,2 %

Zeitversetzt sank auch die industrielle 
Produktion. Bereits im vierten Quartal 
2008 war die Fertigung in der Metall- 
und Elektroindustrie um 7 % gefallen. 
Im Januar 2009 lag sie um 23 %, im 
Februar um 26 % niedriger als im Vor-
jahr. Knapp die Hälfte aller Betriebe in 
der Branche rechnet damit, dass diese 
Produktionseinbrüche mindestens bis 
Sommer anhalten. (IG Metall, Wirt-
schaft aktuell 7/2009, 16. April 2009)

Erste Folgen auf dem Arbeitsmarkt

Sichtbar ist die schwere Krise inzwi-
schen auch an den Zahlen auf dem 
Arbeitsmarkt. Am 30. April 2009 waren 
nach Angaben der Agentur für Ar-
beit 3,585 Millionen Menschen offizi-
ell arbeitslos. Das waren 171.000 mehr 
als im gleichen Monat des Vorjahres. 
Noch dramatischer ist die Entwick-
lung im Bereich Kurzarbeit. 24.000 
Betriebe hatten im März Kurzarbeit 
angemeldet. Die Zahl der von Kurzar-
beit betroffenen Beschäftigten lag bei 
670.000. Gegenüber Oktober 2008 hatte 
sich die Zahl der Kurzarbeiter damit 
in fünf Monaten auf das Zwölffache 
erhöht. Die Zahlen für April werden 
Anfang Mai vorgelegt.

Auch der Bereich der absoluten Ar-
mut – Hartz IV – wächst wieder. Zeit-
gleich mit der Agentur für Arbeit veröf-
fentlichte der Deutsche Landkreistag 
am 30 April seine Zahlen für Lang-
zeitarbeitslose und ihre Familien. Da-
nach lebten bundesweit 6,8 Millionen 
Menschen von Hartz IV, 1,5 % mehr als 
noch Ende März.

 Regional konzentriert sich diese Ar-
mut wie bisher in den großen Städten 
und den neuen Bundesländern. Der 
Anteil der Hartz-IV-Empfänger an 
der Gesamtbevölkerung lag in Berlin 
bei 16,9 %, gefolgt von Bremen mit 
13,8 %, Sachsen-Anhalt 13,6 %, Me-
cklenburg-Vorpommern 13,5 %, Bran-
denburg 11,7 %, Sachsen 11,4 %, Ham-
burg 10,9 %. Kein Wunder, dass sowohl 
der Städtetag wie der Landkreistag 
sich darüber empören, dass die Bun-
desregierung bis heute keine Lösung 
für die JobCenter beschlossen hat. Die 
Zukunft der JobCenter soll deshalb 
ein Schwerpunkt auf der Hauptver-
sammlung des Städtetags Mitte Mai 
werden.

Steuereinnahmen brechen weg

Ebenfalls Mitte Mai wird die neue 
Steuerschätzung für 2009 vorgelegt. 
Bundesregierung und Schätzerkreis 
gehen davon aus, dass das Defizit der 
öffentlichen Haushalte auf weit über 
100 Milliarden Euro steigen wird. Nicht 
nur die Gewerbesteuereinnahmen der 
Kommunen, auch das Aufkommen aus 
der Lohn- und Einkommenssteuer 
dürfte deutlich niedriger ausfallen als 
erwartet. Allein die Kurzarbeit be-
deutet für die Betroffenen erhebliche 
Lohnverluste – und damit für die öf-
fentliche Hand Verluste an Lohn- und 
Einkommenssteuer. 

Ähnlich ergeht es den Sozialversi-
cherungen: Krankenkassen, Pflege-, 
Renten- und Arbeitslosenversicherung 
müssen sich auf deutlich niedrigere 
Einnahmen einstellen. Die Agentur für 
Arbeit, die zum Ende letzten Jahres 
noch Rücklagen von 16,7 Milliarden 
Euro hatte, fürchtet für Herbst bereits 
Zahlungsschwierigkeiten. Wer immer 
die kommenden Bundestagswahlen 

gewinnt, wird vermutlich schon im 
Oktober einen Kredit für die Agentur 
beschließen müssen.

Gewerkschaftliche Forderungen

Die Gewerkschaften mobilisieren eu-
ropaweit zu großen Demonstrationen 
am 16. Mai. Sie wollen im Jahr der 
EU- und Bundestagswahlen ihre Kraft 
dokumentieren und versuchen, Kor-
rekturen der derzeitigen Politik durch-
zusetzen. Stärkung der Binnenkauf-
kraft heißt in ihren Augen: Gesetz-
licher Mindestlohn und damit ein Ende 
des Lohndumpings durch Arbeitgeber 
und angeblich „christliche Gewerk-
schaften“ vor allem im Bereich Zeitar-
beit; heißt Anhebung von Hartz IV auf 
mindestens 420 Euro, heißt Schluss mit 
Rentensenkungen. Kampf gegen die 
Krise heißt auch: Es soll Schluss damit 
sein, dass die Verursacher der Krise in 
den oberen Einkommensetagen weiter 
von der jahrelangen Senkung der Spit-
zensteuersätze profitieren, während 
die öffentlichen Hände mit kreditfi-
nanzierten Krisenprogrammen gegen-
steuern, die am Ende wieder die klei-
nen Leute über ihre Steuern bezahlen. 
Korrektur auf diesem Feld heißt also: 
Rückbau der Progression im Steuersys-
tem, Anhebung der Erbschaftssteuer, 
Wiedereinführung der unter Helmut 
Kohl abgeschafften Vermögenssteuer 
und Wiedereinführung der Steuer auf 
Börsengeschäfte.

Hoffnungen machen sich die Ge-
werkschaften auch beim Thema Al-
tersteilzeit. Die Bundesregierung hat 
bekanntlich beschlossen, dass am 
31.12.2009 die öffentliche Förderung 
von Altersteilzeitregelungen auf-
hört. Unter dem Eindruck der alar-
mierenden Zahlen vom Arbeitsmarkt 
kratzt man sich jetzt im Kabinett of-
fenbar hinter den Ohren, ob das noch 
vertretbar ist, wenn die Unternehmen 
aus betriebswirtschaftlichen Gründen 
über Massenentlassungen nachdenken 
und deshalb womöglich unmittelbar 
vor der Bundestagswahl die Arbeits-
losenzahlen nach oben schnellen. Also 
verlangen die Gewerkschaften, den 
gleitenden Übergang in die Rente er-
neut auf die Tagesordnung zu setzen 
und öffentlich zu fördern.

Antikrisenpolitik aus gewerkschaft-
licher Sicht heißt auch: Regulierung der 
Finanzbranche, um eine Wiederholung 
des Banken-Desasters zu vermeiden, 
Umbau der Unternehmensverfassung, 
um exorbitante Managergehälter, Mil-
lionenboni, kurzfristige Orientierung 
auf Quartalszahlen und das Trimmen 
der Konzerne allein auf Steigerung des 
Shareholder-Values abzustellen. Wieso 
bis heute kein TÜV für Finanzpro-
dukte besteht, obwohl der PKW-TÜV 
der Autobranche noch nie geschadet 
hat, ist eine der vielen Fragen, mit de-
nen die Politik konfrontiert ist.
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Hundert Tage Barack 
Obama: Zwiespältige 
Aussagen zur Straf­
losigkeit von Folter 
und Misshandlung
Amnesty International zieht eine gemischte 
Bilanz der bisherigen Amtszeit des neuen 
US-Präsidenten

London/Berlin, 29.4.2009 – Kurz 
nach Amtsantritt hat Präsident Ba-
rack Obama eine Reihe von Verspre-
chungen gemacht, jedoch wenig davon 
umgesetzt. Zu diesem Schluss kommt 
ein heute veröffentlichter Bericht von 
Amnesty International. Seit Obamas 
Ankündigung, das Lager Guantána-
mo zu schließen, kam erst ein einziger 
Gefangener frei. Auch die humanitäre 
Aufnahme von Gefangenen in Eur-
opa lässt weiter auf sich warten. Die 
Menschenrechtsorganisation fordert 
den US-Präsidenten auf, eine unab-
hängige Untersuchungskommission 
einzurichten und die Verantwortlichen 
für Folter und Misshandlungen zur Re-
chenschaft zu ziehen. Amnesty fordert 
die Bundesregierung auf, den Besuch 
des US-Justizministers Eric Holder am 
heutigen Mittwoch in Berlin zu nutzen, 
um gemeinsam auf eine schnelles Ende 
der illegalen Haft für Guantánamo-
Häftlinge hinzuwirken. Dazu gehört 
es, die USA an ihre völkerrechtlichen 
Verpflichtungen zu erinnern, aber 
auch praktisch die Aufnahme einiger 
Inhaftierter anzubieten, die nicht in 
ihre Heimatländer entlassen werden 
können, weil ihnen dort Folter und 
Verfolgung droht.

Präsident Obama hat vier Memo-
randen der Vorgängerregierung zur 
Veröffentlichung frei gegeben, welche 
die CIA ermächtigten, Gefangene in 
geheimer Haft mit Folter und anderen 
Misshandlungen zu verhören. Obama 
hat die Folterpraxis verurteilt, aber 
gleichzeitig erklärt, dass niemand für 
Handlungen verurteilt werde, die sei-

nerzeit den Richtlinien des Justizmi-
nisteriums entsprochen hätten. 

Obama hat eine Verfügung zur 
Schließung des Gefangenenlagers 
Guantánamo unterzeichnet, sich aber 
nicht darauf festgelegt, die Gefange-
nen entweder vor zivilen Gerichten 
anzuklagen oder sie frei zu lassen. Der 
Präsident hat versprochen, dass die 
Fälle der rund 240 Häftlinge „nach-
einander und so schnell wie möglich“ 
überprüft würden, um festzustellen, 
ob sie verlegt oder entlassen werden 
könnten. Bis heute erlangte nur ein 
Gefangener die Freiheit und keiner 
wurde angeklagt. Und dies, obwohl be-
reits US-amerikanische Bundesrichter 
die sofortige Entlassung von einzelnen 
Gefangenen angeordnet haben. 

Präsident Obama hat angeordnet, 
dass die CIA alle geheimen Haftan-
stalten schließt und keine solchen Ein-
richtungen mehr nutzt. Er hat jedoch 
die Möglichkeit offen gelassen, auch in 
Zukunft Personen zu entführen und im 
Ausland „für kurze Zeit und vorüber-
gehend“ zu inhaftieren.

Mit einer präsidialen Verfügung hat 
Obama die Anwendung von Folter und 
anderen Formen von Misshandlungen 
bei Verhören untersagt. Gleichzeitig 
hat er ohne Einschränkung die Verneh-
mungsmethoden aus dem Armeehand-
buch (Army Field Manual) zugelassen. 
Darin werden Schlafentzug, Isolati-
onshaft sowie auch die Ausnutzung 
von Phobien von Gefangenen nicht aus-
geschlossen, was dem internationalen 
Verbot von Folter und Misshandlungen 
widerspricht.

„Amnesty International begrüßt das 
Verbot der Folter und die von Präsi-
dent Obama angekündigte Schließung 
von Guantánamo“, erklärte Ferdinand 
Muggenthaler, USA-Experte von Am-
nesty International. „Aber solange die 
USA die illegalen Inhaftierungen nicht 
beenden und die Verantwortlichen der 
Bush-Regierung für Folter und andere 
schwere Menschenrechtsverletzungen 
nicht zur Rechenschaft ziehen, ist das 
Kapitel nicht abgeschlossen.“
Quelle: AMNESTY INTERNATIONAL / Presse-
mitteilung 29.4.2009

Finanzklemme droht

Spannend wird es in den nächsten Wo-
chen auch beim Thema Unternehmens-
finanzierung. Nicht nur bei Opel, wo 
weder die Unionsparteien noch die FDP 
erklären können, warum Opel schaden 
soll, was bei VW jahrzehntelang gut war. 
Schwierig wird es vor allem für indus-
trielle Mittelständler. Durch jahrelange 
„Shareholder-Value-Politik“, d.h. durch 
hohe Ausschüttung erzielter Gewinne, 
die durch Änderungen im Steuerrecht 
noch zusätzlich angestachelt wurde, ist 
ihre Eigenkapitalquote in den letzten 
Jahren meist ohnehin gesunken. Jetzt 
zehrt der enorme Einbruch der Nach-
frage weiter an ihren Finanzen. Viele 
Unternehmen machen trotz Kurzar-
beit Monat für Monat weitere Verlus-
te. Damit ist der Zeitpunkt absehbar, 
wo ihnen, wenn nicht von irgendwoher 
Geld kommt, bald das Wasser bis zum 
Hals steht. Zumal in einer Situation, 
wo fast alle Banken ihre Kreditrahmen 
für die Unternehmen nicht halten oder 
ausweiten, sondern im Gegenteil oft von 
heute auf morgen und ohne Begründung 
zurück fahren und zugleich massiv ver-
teuern.

Damit droht eine Zielkollision großen 
Ausmaßes zwischen dem Finanzgewer-
be, das sich durch verbilligtes Zentral-
bankgeld und den Versuch der Verteu-
erung seiner Kredite an Wirtschaft, 
öffentliche und private Haushalte zu 
sanieren versucht, und der Industrie, die 
dringend Geld braucht, um die enormen 
Nachfrage- und Produktionsausfälle zu 
überbrücken. Wenn selbst ein Konzern 
wie Daimler inzwischen öffentlich ein-
räumt, dass seine liquiden Mittel knapp 
werden, wie sieht es dann bei mittelstän-
dischen Unternehmen aus, die mit Ver-
weis auf die unsichere wirtschaftliche 
Situation von den großen Banken oft gar 
keinen Kredit mehr kriegen, und die seit 
sechs, sieben oder mehr Monaten nur mit 
halber Kapazität fertigen, weil ihnen die 
Aufträge weggebrochen sind?

Die IG Metall ist stolz, mit der Ab-
wrackprämie wenigstens teilweise den 
Nachfrageausfall im Automobilbereich 
abgefangen und so Beschäftigung vor-
übergehend gesichert zu haben. Sie ist 
ebenso stolz auf die vielen Erleichte-
rungen, die SPD-Arbeitsminister Scholz 
und das Kabinett auf gewerkschaft-
lichen Druck hin im Bereich Kurzar-
beit bereits beschlossen und umgesetzt 
haben. Aber inzwischen nimmt die Sor-
ge zu, dass die Finanzierungsklemme 
im produzierenden Gewerbe bald alle 
anderen Themen überlagert und, wenn 
keine vernünftigen Lösungen durch öf-
fentliche Kredite, Beteiligungen usw. 
gefunden werden, zu vielen Insolvenzen, 
Werksschließungen und Massenentlas-
sungen führt.

Es bleibt also spannend, auch in der 
Politik. Schwarz-gelb hat die Bundes-
tagswahl noch lange nicht gewonnen. 
� rül
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1. Mai in Istanbul: 
Die Gewerkschaften kehren zurück 
auf den Taksim-Platz
Erstmals seit 28 Jahren war der 1. Mai 
auch in der Türkei wieder ein Feier-
tag. Unter der Militärdiktatur war der 
Feiertag abgeschafft und waren acht 
Jahre lang jegliche Maikundgebungen 
verboten worden. Nach einer Kam-
pagne der türkischen Gewerkschaften, 
die von der internationalen Gewerk-
schaftsbewegung unterstützt wurde, 
hatte das Parlament am 22. April ein 
entsprechendes Gesetz verabschie-
det. Erstmals seit 32 Jahren konnten 
die Gewerkschaften eine 1.-Mai-Ver-
anstaltung auf dem Taksim-Platz in 
Istanbul durchführen. Auf diesem zen-
tralen Platz hatte die Konterguerilla 
am 1. Mai 1977 ein Massaker angerich-
tet , Unbekannte schossen aus den um-
liegenden Häusern auf die 500.000 dort 
Versammelten, töteten 36 Menschen, 
Hunderte wurden verletzt. Seither war 
der Platz für 1.-Mai-Kundgebungen 
gesperrt. Bis zu diesem Jahr behaup-
tete die Regierung, der Platz sei wegen 
des Verkehrs für Kundgebungen nicht 
geeignet, dabei finden hier regelmäßig 
Kundgebungen zu nationalen Feierta-
gen statt. Obwohl das generelle Verbot 
für gewerkschaftliche Mai-Veranstal-

tungen nun fiel, ließen die Behörden le-
diglich 5000 Gewerkschaftsmitglieder 
auf den Platz, der rund 230.000 Men-
schen fasst. Viele andere versuchten, 
auf den Platz zu gelangen, und liefer-
ten sich heftige Auseinandersetzungen 
mit der Polizei. Der Vorsitzende des 
linken Gewerkschaftsdachverbandes 
DISK kritisierte die Begrenzung, sagte 
aber auch, es sei von großer Bedeutung, 
dass die Gewerkschaften überhaupt 
am 1. Mai auf den Taksim-Platz sein 
könnten. 
Seit 1977 fordern die Gewerkschaften 
die Aufklärung des Massakers. Jahr 
für Jahr legen sie bis heute der Staats-
anwaltschaft Filmmaterial vor und 
verlangen, dass endlich Ermittlungen 
aufgenommen werden, doch nichts ge-
schieht. An diesem 1. Mai konnten die 
Gewerkschaften auf dem Platz selbst 
der Toten gedenken und ihre Forde-
rung nach Aufklärung erheben. (Quel­

len: Wiener Zeitung, ND)

Türkei: Gewerkschaften kritisieren 
Streikrecht-Gesetzentwurf
In einem Interview mit dem Neuen 
Deutschland sprach der Generalsekre-
tär der Konföderation der revolutio-
nären Arbeitergewerkschaften DISK 
über Forderungen der Gewerkschaften. 
Wegen der Angleichung an EU-Recht 
sei die Regierung im Moment dabei, 
das Gesetz für die Gewerkschaften und 
das Streikrecht zu reformieren. Doch 
entspreche der nun vorgelegte Entwurf 
nicht den Normen der ILO. So habe 
nach wie vor nicht jeder Mensch das 
Recht, sich gewerkschaftlich zu orga-
nisieren. Vor allem aber sei auch in dem 
neuen Gesetzentwurf das Streikrecht 
eingeschränkt: „In bestimmten Sek-
toren, z.B. Banken, Gesundheitswesen 
und Transport, darf gar nicht gestreikt 
werden. Außerdem kann das Kabinett 
einen Streik einfach verbieten. (…) Um 
Tarifverhandlungen zu führen, müssen 
50 Prozent plus ein Arbeiter in der be-
treffenden Gewerkschaft organisiert 
sein. Es können sich nicht zwei Ge-
werkschaften zusammenschließen und 

Auf der 1. Mai-
Demonstration 
in der sene-
galesischen 
Hauptstadt Da-
kar stand das 
Verbot von Kin-
derarbeit mit 
im Zentrum.

gemeinsam verhandeln.“
Ein großes Problem ist ge-
genwärtig die Arbeitslosen-
rate von offiziell 15,5 %, tat-
sächlich jedoch von ca. 26 %. Nur 
5 % der Arbeitslosen profitieren von der 
Arbeitslosenversicherung: „Viele sind 
illegal beschäftigt. Das ist zwar gegen 
das Gesetz, wird aber geduldet … Wer 
legal beschäftigt ist, muss drei Jahre 
lang Prämien gezahlt haben, um ein 
Anrecht auf Arbeitslosenversicherung 
zu haben. Vor allem muss er aber in 
den letzten Monaten nicht nur pünkt-
lich Prämien gezahlt haben, sondern er 
muss auch jeden Arbeitstag gearbeitet 
haben. Wer einen Tag krank war, Ur-
laub genommen hat oder gestreikt hat, 
bekommt keine Unterstützung, auch 
wenn er die Prämien immer gezahlt 
hat.“ Deshalb lebten viele Arbeitslose 
an der Hungergrenze. (Aus: ND)

1. Mai in  
Frankreich
Rund 300 
Demons-
trationen 
und Kund-
gebungen 
fanden am 1. Mai in Frankreich statt, 
jeweils weit über Zehntausend de-
monstrierten in Straßburg, Bordeaux 
oder Montpellier. In Paris beteiligten 
sich viele Zehntausend. Hier hatten 
erstmals seit Jahrzehnten alle acht 
großen Gewerkschaften zu einer ge-
meinsamen Demonstration aufgerufen. 
Die Mobilisierung schlug einen Bogen 
zu den landesweiten Aktionstagen am 
29. Januar und 19. März, an denen sich 
jeweils zwei bis drei Millionen Men-
schen beteiligt hatten. Einer Umfrage 
der „L’Humanité“ zufolge nimmt die 
Zustimmung zu Aktionen gegen die 
Abwälzung der Krisenfolgen auf die 
Lohnabhängigen und gegen die Wirt-
schafts- und Sozialpolitik der Rechts-
regierung zu. Heute unterstützen 72%  
der Bürger solche Aktionen, im März 
waren es 62%. (Quelle: ND)

Island hat gewählt 
Aus den Parlamentswahlen ist die Lin-
ke gestärkt hervorgegangen, wenn-
gleich sie weniger stark ist als nach den 
heftigen Protesten der letzten Monate 
erhofft. Die seit 18 Jahren ohne Unter-
brechung regierende konservative Un-
abhängigkeitspartei verlor 13 % und 
wurde mit 23,7% nur noch zweitstärks-
te Partei. Stärkste Partei wurden die 
Sozialdemokraten mit 29,8%; sie bilden 
eine Koalition mit den Links-Grünen, 
die 5,7 Prozentpunkte hinzugewan-
nen und mit 21,7% drittstärkste Kraft 
wurden. Die Ziele der neuen Koalition 
sind klar: U.a. will sie schnellstmöglich 
Beitrittsverhandlungen mit der EU be-
ginnen.

Auslands­

nachrichten



�   Regionales und Gewerkschaftliches • PB 5/2009

Gesetzentwürfe zur direkten Demo­
kratie abgelehnt
Berlin. Der Bundestag hat am 23.4.2009 
die Gesetzentwürfe der Grünen, der 
Linken und der FDP zur Einführung 
bundesweiter Volksentscheide mehr-
heitlich abgelehnt. Die Fraktionen von 
CDU/CSU und SPD stimmten gegen 
alle drei Entwürfe. „Das ist eine bit-
tere Entscheidung und ein Schlag ins 
Gesicht der Bürger, die sich dringend 
mehr Mitsprache gerade auf Bundes-
ebene wünschen“, kommentiert Ge-
rald Häfner, Vorstandssprecher des 
Vereins Mehr Demokratie. 60 Jahre 
nach Inkrafttreten des Grundgesetzes 
bleibe dessen Versprechen, wonach die 
Staatsgewalt „vom Volke in Wahlen 
und Abstimmungen“ ausgeübt wer-
de, noch immer uneingelöst.  Dabei 
ist die Mehrheit für direkte Demo-
kratie auch im Bundestag viel größer, 
als das Abstimmungsergebnis zum 
Ausdruck bringt. So hat bei der SPD, 
die bundesweite Volksentscheide erst 
kürzlich in den Entwurf ihres neuen 
Wahlprogramms aufgenommen hatte, 
offenbar die Koalitionsräson über die 
Überzeugung gesiegt. „Wenn man be-
denkt, dass selbst die CSU neuerdings 
für Volksentscheide in Europafragen 
ist, ist das Scheitern aller Entwür-
fe höchst bedauerlich“, sagt Häfner. 
„Es wäre sehr viel mehr drin gewesen, 
wenn sich die Befürworter bundes-
weiter Volksentscheide jenseits aller 
Parteitaktik zusammengetan hätten.“ 
Mehr Demokratie startet am 5. Mai 
2009 die Kampagne „Volksentscheid 
ins Grundgesetz“, bei der es darum 
geht, Skeptiker zu überzeugen und 
eine Verankerung des Themas bei den 
Kandidatinnen und -kandidaten so-
wie im nächsten Koalitionsvertrag zu 
erreichen. Mit weiteren Aktionen soll 
erreicht werden, dass der bundesweite 
Volksentscheid vor der Bundestags-
wahl in der Bevölkerung zum Thema 
wird.  � http://demokratie.mine.nu

McPlanet.com-Kongress fordert 
sozial-ökologischen Neustart 
Berlin. Rund 1.700 Menschen aus 
globalisierungskritischer Bewegung, 
Umweltverbänden, Politik und Kir-
che waren der Einladung zum dreitä-
gigen Kongress vom 24.–26. April 2009 
gefolgt, der von Attac, BUND, EED, 
Greenpeace und der Heinrich-Böll-
Stiftung in Kooperation mit dem Wup-
pertal Institut ausgerichtet worden ist. 
In über 130 Plenen, Workshops und 
weiteren Veranstaltungen sammelten 
sie Expertisen, Ideen und Motivation, 
um sich aktiv ins politische Geschehen 
einzumischen. Schon jetzt ist einiges 
geplant: So kündigten die Veranstalter 
für die nächsten Monate unter anderem 
eine Demo am 5. September in Ber-
lin gegen Laufzeitverlängerungen von 

Atomkraftwerken sowie Aktionen am 
12. Dezember beim Weltklimagipfel 
in Kopenhagen an. In der Abschlus-
serklärung der Veranstalter heißt es: 
„Die Folgen der gegenwärtigen Krisen 
treffen diejenigen am härtesten, die 
nichts zur Verursachung beigetragen 
haben. Immer mehr Menschen sind 
Klimachaos, Wirtschaftskrise und 
Naturzerstörung ausgeliefert, aber 
ihre Rechte haben auf der internatio-
nalen Bühne kein Gewicht.“ Notwen-
dig ist ein breiter gesellschaftlicher 
Aufbruch, der für Veränderungen die 
richtigen Weichen stellt. Es ist höchste 
Zeit, dass soziale Rechte global durch-
gesetzt werden, um den Grundstein für 
eine faire Weltwirtschaft zu legen. Der 
Kongress hat sich erneut als wichtiger 
Baustein erwiesen, um sich innerhalb 
der Bewegungen über gemeinsame Po-
sitionen und Aktionen zu verständigen. 
www.attac.de

Auftaktaktion der Kampagne „ich 
wähle atomwaffenfrei“
Berlin. Eine Berliner Putztruppe fegt 
die Atombomben in Deutschland sym-
bolisch in die Tonne. Von der Uni bis 
zum Brandenburger Tor kehrten am 
30.4.2009 in weiße Overalls gekleidete 
Atomwaffen-Gegner mit Besen eine 
selbst gebastelte Atombombe über die 
Straße „Unter den Linden“. Sie halten 
immer wieder an und machen für ei-
nige Minuten ein „Standbild“, einge-
froren wie Statuen, während andere 
AktivistInnen Materialien verteilen. 
Unter dem Motto „Vor der eigenen Türe 
kehren“ wollen die Vertreter mehre-
rer Berliner Friedensorganisationen 
zeigen, dass in Deutschland eigenes 
Handeln auf dem Weg zu einer atom-
waffenfreien Welt gefragt ist. „Unse-
re Regierung sollte nicht einfach die 

Hände in den Schoß legen und warten, 
bis die USA und Russland die Ab-
rüstung vereinbaren. Deutschland hat 
eine moralische Verpflichtung, sich an 
dem Abrüstungsprozess zu beteiligen, 
in dem es auf die atomare Abschre-
ckung verzichtet“, sagt Xanthe Hall, 
Sprecherin der Kampagne „unsere zu-
kunft – atomwaffenfrei“. Die Besen-
aktion bildet den Auftakt einer neuen 
Phase der Kampagne für ein atomwaf-
fenfreies Deutschland. Das „nukleare 
Saubermachen“ wird von der Ärzteor-
ganisation IPPNW, dem Verein „Welt 
ohne Kriege“, der Humanistischen 
Bewegung, der Internationalen Frau-
enliga für Frieden und Freiheit, dem 
Deutschen Friedensrat, dem Deutsch-
Japanischen Friedensforum, der Si-
chelschmiede, der Friedensinitiative 
Kyritz-Rüppiner Heide und Gruppen 
der Friedenskoordination Berlin un-
terstützt. � www.ippnw.de

Landesregierung muss 32.000 Euro 
für Berufsverbot zahlen
Nürnberg. Die 500 Teilnehmer/innen 
des Gewerkschaftstags der Bildungs-
gewerkschaft GEW nennen das heu-
tige Urteil (28.4.09) des Landgerichts 
Karlsruhe eine „schallende Ohrfeige 
für die Landesregierung Baden-Würt-
temberg“. Der Realschullehrer Micha-
el Csaszkóczy soll für sein vierjähriges 
Berufsverbot und den damit verbunde-
nen Verdienstausfall eine Entschädi-
gung von 32.000 Euro erhalten. „Es ist 
peinlich für die CDU/FDP-Landesre-
gierung, dass ein Gericht entscheiden 
muss, dass sie anders denkende Leh-
rerinnen und Lehrer aushalten muss. 
Für Schulen in einer Demokratie ist 
das eine Selbstverständlichkeit. Das 
Urteil ist Politikunterricht für Minis-
terpräsident Günther Oettinger und 

Krümmel/Münster/Neckarwestheim. An die 3.000 Menschen haben am Wochenen-
de bundesweit gegen die weitere Nutzung der Atomenergie demonstriert. „Der lang 
versprochene Ausstieg aus der Atomkraft muss endlich umgesetzt werden“, forder-
te Jochen Stay von der bundesweiten Anti-Atom-Initiative Ausgestrahlt. „Wenn 
Parteien und Stromkonzerne weiter auf Atomstrom setzen, wird dies zu weiteren 
Protesten führen.“ Für den 5. September, kurz vor den Bundestagswahlen, kündi-
gte Stay eine bundesweite Großdemonstration in Berlin an.   www.ausgestrahlt.de
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gen Gebühren“ wollen Studierende, 
Schüler und Eltern in mehr als zehn 
bayerischen Städten gegen Studienge-
bühren auf die Straße gehen. Zu den 
Protesten erklärt Ilona Schwiermann, 
Sprecherin der bayerischen Studie-
rendenvertretungen (LAK): „Nur noch 
fünf von 16 deutschen Bundesländern 
verlangen von Ihren Bürgern Ein-
trittsgeld fürs Studium. Nach zuletzt 
Hessen hat sich auch Österreich für 
die Abschaffung der Studiengebühren 
entschieden. Selbst die CDU in Sach-
sen und Thüringen spricht sich inzwi-
schen gegen die Gebühren aus … “ 
Allein an der letzten Demonstration 
im Dezember nahmen über 10.000 Bür-
ger in ganz Bayern teil. Das Bündnis 
SoS-Studieren ohne Studiengebühren 
ist ein Zusammenschluss von Studie-
renden, Schülern und Eltern in ganz 
Bayern. Eine bayernweite Petition ge-
gen Studiengebühren www.studienge-
buehrenbayern.de zählt bereits über 
29.000 Unterschriften. http://studienge­

buehrenbayern.de

Das Gedenken ist stärker als alle 
Verbote
München. Trotz anhaltender Versuche, 
den „Zug der Erinnerung“ von der 
Münchener Öffentlichkeit abzuschir-
men, fanden Tausende den Weg zu Gleis 
35 des Hauptbahnhofs. Dort hatte die 
Bahn AG am 27.4.2009 mehrfach in 

das Ausstellungsgeschehen 
eingegriffen. Die Unterneh-
mensbeauftragten warteten bis 
zum Ende der Eröffnung durch 
OB Christian Ude und nutzten die an-
schließende Abwesenheit der Medien, 
um sämtliche Hinweisschilder mit den 
Fotos der Opfer zu beschlagnahmen. 
Vor den Ausstellungswagen ließen sie 
bewaffnete Sicherheitskräfte aufmar-
schieren und warfen in das Getriebe der 
Dampflok korngroße Bindemittel (Me-
dienberichte). Um die Beschädigungen 
und Drohkulissen zu rechtfertigen, 
schützte die Bahn AG vor, sie müsse 
„Brandschutz“, „Katastrophenschutz“ 
und „Schutz vor Rechtsradikalen“ leis-
ten – ohne jeglichen Anlass … Wegen 
der Übergriffe auf das Gedenken an 
die Ermordeten richtete der Vorstand 
der Bürgerinitiative, die den Zug seit 
zwei Jahren durch Deutschland fahren 
lässt, an die Deutsche Bahn AG am 29.4. 
ein Protestschreiben. Adressat ist das 
Vorstandsmitglied Dr. Otto Wiesheu, 
der bei der DB AG den Bereich „Wirt-
schaft und Politik“ leitet. Wiesheu hat-
te dem „Zug der Erinnerung“ in den 
vergangenen Jahren mehrfach mitge-
teilt, dass er zu keinerlei Gespräch 
bereit sei. Die von der Bahn AG bisher 
eingezogenen 140.000 Euro („Trassen- 
und Stationsgebühren“ für das Geden-
ken) werde die DB AG auf keinen Fall 
zurückspenden. 
� www.zug-der-erinnerung.eu

Kultusminister Helmut Rau“, sagten 
Ulrich Thöne, Bundesvorsitzender und 
Doro Moritz, Landesvorsitzende der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) in Nürnberg. 
Anfang 2004 wurde unter der heu-
tigen Bundesbildungsministerin An-
nette Schavan (CDU) dem Heidelberger 
Realschullehrer Michael Csaszkóczy 
aus politischen Gründen die Einstel-
lung in den Schuldienst des Landes 
Baden-Württemberg verweigert. Als 
Grund wurde sein Engagement in einer 
antifaschistischen Initiative genannt 
… Das oberste Verwaltungsgericht in 
Baden-Württemberg hat am 14. März 
2007 entschieden, dass Csaszkóczy zu 
Unrecht die Einstellung verweigert 
wurde. Seit Herbst 2007 darf Csasz-
kóczy wieder an einer Realschule in 
Baden-Württemberg unterrichten. 
� www.gegen-berufsverbote.de

„Gericht fehlt Mut, geltendes Recht 
zu bestätigen“
Leipzig. Das Bundesverwaltungsge-
richt in Leipzig hat am 29.4.2009 in letz-
ter Instanz eine Klage der Studieren-
denschaft der Universität Paderborn 
zur Abschaffung der Studiengebühren 
abgewiesen. Die Studierenden hatten 
sich in ihrer Klage unter anderem auf 
den Gleichheitssatz des Grundgesetzes 
und auf den UN-Sozialpakt berufen. 
In der Begründung des Gerichtsbe-
schluss verwiesen die Richter darauf, 
dass der Grad der sozialen Benachtei-
ligung noch nicht ausreicht, um einen 
Rechtsbruch festzuhalten.
Zum Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts erklärt Klaus Denzinger, 
Sprecher der bayerischen Studieren-
denvertretungen: „Obwohl das Bun-
desverwaltungsgericht Revision gegen 
die erstinstanzlichen Urteile in NRW 
zugelassen hat, fehlte dem Gericht der 
Mut, geltendes Recht zu bestätigen. 
Studiengebühren, egal welcher Form, 
stellen eine nicht zu tolerierende Bil-
dungshürde für junge Menschen dar. 
Das wird auch in allen Studien der 
Deutschen Studentenwerke immer 
wieder klar zum Ausdruck gebracht. 
Deutschland hat, meiner Meinung 
nach, einen Rückschritt ins frühe 19. 
Jahrhundert gemacht, selbst in der 
sogenannten Paulskirchenverfassung 
steht in § 157 bereits folgender Passus 
,Unbemittelten soll auf allen öffent-
lichen Unterrichtsanstalten freier Un-
terricht gewahrt werden‘ geschrieben. 
Jetzt sind die Landesparlamente ge-
fragt, Ihre Fehlentscheidungen zu kor-
rigieren.“ http://studiengebuehrenbayern.de

Demonstrationen gegen Studien- 
gebühren am 13. Mai
München. Der 13. Mai 2009 wird in 
Bayern ein Tag der Demonstrationen. 
Unter dem Motto „Gemeinsam ge-

Aktionen … 

Initiativen

Dortmund. Am Freitagabend versam-
melten sich an den Freitreppen vor dem 
Hauptbahnhof etwa 300 Menschen um 
gegen die rechtsextremen Übergriffe 
und das Verhalten der Polizei zu pro-
testieren. Am Morgen hatten etwa 300 
Neonazis die DGB-Demonstration zum 
1. Mai mit Steinen angegriffen. Bereits 
um 9 Uhr sammelten sich Neonazis aus 
dem Spektrum des „Nationalen Wider-
stand Dortmund“ am Hauptbahnhof. 
Im Laufe der nächsten Stunde kamen 
auch mehrere Busse mit Neonazis aus 
anderen Städten an. Laut Augenzeu-
gen verhinderte die Polizei die Abreise 

der Neonazis zu einer Demonstration 
nach Siegen, worauf die Rechten durch 
die Stadt zogen und eine Spur der Ver-
wüstung hinterließen.
Am Platz der Alten Synagoge eskalierte 
die Situation endgültig. Die vermumm-
ten Neonazis griffen Teilnehmer der 
Demonstration des DGB mit Steinen 
und Knüppeln an, mehrere Demons-
trationsteilnehmer werden verletzt. 
Die Polizei ging nicht nur gegen die 
Rechten vor, sondern auch gegen Teil-
nehmer der DGB-Demonstration, die 
sich gegen die Nazis zur Wehr setzten. 
Kurze Zeit später wurden die Neonazis 

in der Innenstadt einge-
kesselt. 
Als Reaktion auf die 
Übergriffe trafen sich 
am Abend etwa 300 Men-
schen am Hauptbahnhof. 
Die spontan angemeldete 
Demonstration wurde 
von der Polizei verboten. 
Die Polizei sah sich laut 
Einsatzleiter trotz meh-
rerer Polizeihundert-
schaften vor Ort nicht in 
der Lage, eine Demons-
tration vor Neonazis zu 
schützen. Antifaschistischer 

�  Impuls Dortmund  

� http://aid.blogsport.de

1. Mai in Dortmund: Polizei verhindert Protestdemonstration gegen Nazigewalt
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Seit Jahren gibt es Kritik an der passiven Haltung der Dort-
munder Polizei gegenüber den Neonazis



10   Regionales und Gewerkschaftliches • PB 5/2009

Hamburg. In Sachen barrierefreier 
Zugang zum öffentlichen Nahverkehr 
muss sich endlich etwas tun! Während 
etwa die Stadt München dank eines in 
den 1980er Jahren in Gang gesetzten 
Nachrüstungsprogramms inzwischen 
alle 89 Bahnhöfe barrierefrei ausge-
staltet hat (obwohl nicht immer nach 
den jüngsten Normen), ist in Hamburg 
für Senior/innen und Gehbehinderte 
sowie Menschen mit Kinderwagen der 
Zugang zum öffentlichen Nahverkehr 
an zahlreichen Bahnhöfen erschwert 
oder gar unmöglich. Betroffen sind 
auch viel frequentierte Bahnhöfe wie 
Hasselbrook oder U-Feldstraße oder 
Verkehrsknotenpunkte wie Berliner 
Tor. Für Rollstuhlfahrer sind diese 
Bahnhöfe unerreichbar. Geht es nach 
der 2003 ausgearbeiteten und 2007 er-
gänzten Prioritätenliste, dann wird es 
noch Jahrzehnte dauern, bis die meis-
ten Bahnhöfe mit Lift oder Rampen 
ausgestattet sind. Bisher wurden gera-
de 20 S-Bahn-Haltestellen ausgebaut, 
neun weitere sollen bis 2011 ausgebaut 
werden. Bei der U-Bahn sieht es nicht 
viel besser aus: 30 U-Bahnhöfe sind 
barrierefrei, sechs weitere sollen bis 
2011 ausgebaut werden, für weitere 
acht auf der Prioritätenliste gibt es 
noch keine konkreten Planungen.

Die Kritik wird lauter, verschiedent-

lich haben sich Bürger- und Anwohner-
initiativen gebildet, führen Aktionen 
wie öffentlichen Proteste, Sitzblocka-
de oder Unterschriftensammlungen 
durch. Aufgrund dessen meldete die 
LINKE das Thema für die Aktuelle 
Stunde in der Bürgerschaftssitzung 
am 21. April an (Bild: Rollstuhlfah-
rer/innen verfolgen die Debatte). Sie 
kritisierte die Schwerpunkte im Lan-
deshaushalt, der gigantische Summen 
für Großprojekte wie die Elbphilhar-
monie bereitstellt. Geht es aber dar-

um, die vielen Lästigkeiten und Be-
hinderungen für die Bürgerinnen und 
Bürger abzustellen, argumentieren die 
Senatsparteien, es sei kein Geld da. 

Doch auch der Senat wird weiter 
umdenken müssen. Am 26. März 2009 
nämlich ist die UN-Behindertenrechts-
konvention in der BR Deutschland in 
Kraft getreten, die die  Vertragsstaa-
ten verpflichtet, die Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen am gesell-
schaftlichen Leben zu ermöglichen und 
dazu auch alle geeigneten Maßnahmen 
zu treffen, um den „Zugang zur phy-
sischen Umwelt,  zu Transportmitteln, 
Information und Kommunikation, ein-
schließlich Informations- und Kom-
munikationstechnologien und -syste-
men, sowie zu anderen Einrichtungen 
und Diensten, die der Öffentlichkeit in 
städtischen und ländlichen Gebieten 
offenstehen oder für sie bereitgestellt 
werden, zu gewährleisten“. (Artikel 9) 
Gegenwärtig führt die UNO eine Kam-
pagne durch, um auf allen politischen 
Ebenen die Umsetzung der Konventi-
on anzuschieben. Hier finden Kommu-
nal‑, Landes- und Bundespolitik viele 
Anhaltspunkte und Initiativen starken 
Rückhalt.

Im Folgenden ein Einblick in die Ak-
tivitäten von zwei Hamburger Initiati-
ven. (Red.)

„Ein Lift für Ochsenzoll“
Am 15. April wandte sich die Initi-
ative „Ein Lift für Ochsenzoll“ mit 
folgendem Brief an die sozial- und be-
hindertenpolitischen sowie verkehrs-
politischen Sprecher/innen der Bür-
gerschaftsfraktionen:
Sehr geehrte Damen und Herren, wie 
Sie sicher aus den Medien erfahren ha-
ben, bemüht sich seit dem Sommer 2008 
eine Bürger- und Anwohnerinitiative 
um die Errichtung eines Fahrstuhls für 

den U-Bahnhof Ochsenzoll in Langen-
horn (Linie U1). Zuletzt führten wir am 
9. April 2009 am Bahnhof Ochsenzoll 
eine Sitzdemo durch. Am 16. April wer-
den wir in der Bezirksversammlung 
Nord abermals auf unser Anliegen auf-
merksam machen.
Weitere Aktionen sind geplant. (…)

Trotz der von uns ins Leben gerufenen 
Initiativen und Aktionen (Unterschrif-
tensammlung, zwei Demonstrationen 
am Bahnhof im Februar 2009 und im 
April 2009, Besuch bei Ole von Beust, 
Anfragen im Regionalausschuss, Lo-
kaltermin mit Fernsehsender noa4) hat 
sich in der Hauptsache bislang nichts 
bewegt. Im Gegenteil: Wir mussten er-
fahren, dass der in der Bürgerschaft 
eingebrachte Vorschlag, 20 Millionen 
Euro für den forcierten Liftbau am 5. 
März mehrheitlich abgelehnt worden 
ist.

Alle bisher von uns versandten An-
fragen an die Hochbahn und an die 
Behörden erbrachten lediglich die Ver-
weise auf die sogenannte „Prioritäten-
liste“ oder eine Delegierung an andere 
Behörden, Verbände (LAG) und an die 
Lokalpolitik. Einen konstruktiven Lö-
sungsvorschlag hat es bisher nicht ge-
geben. Wir sind der Meinung, dass der 
Wert der Prioritätenliste mit der Höhe 
des städtischen Jahresetats für den Bau 

von Liftanlagen an Hamburger U- und 
S-Bahnhöfen einhergeht. Bei dem ge-
ringen Etat, der zurzeit zur Verfügung 
steht, stellt die Liste aus unserer Sicht 
ein Dokument dar, das den Blick auf 
das Wesentliche verstellt. Engagierte 
Anwohner(innen), Senior(inn)en und 
Behinderte ringen mit ihrer Hilfe um 
die Reihenfolge der geplanten Lift-
baumaßnahmen oder geraten gar in 
einen Wettstreit miteinander, welcher 
künftige Liftbaustandort vorrangig 
realisiert werden soll. All das lenkt von 

Wilhelmsburg hat rund 60.000 Einwohner. Darunter sind sehr viele Rollstuhlfahrer, Gehbehinderte, Eltern mit Kinderwagen, Reisende mit 
Gepäck, alte und kranke Menschen. Sie alle kommen nur unter großen Schwierigkeiten oder überhaupt nicht weiter, wenn schon einer 
der beiden Fahrstühle am Bahnhof Wilhelmsburg streikt. Rechts: Besuch im Rathaus.  Fotos: René Senenko

Barrierefreier Zugang zum öffentlichen Nahverkehr!
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Berlin. Mit einer klaren Niederlage en-
dete am letzten April-Wochenende in 
Berlin die Kampagne der katholischen 
Kirche, der evangelischen Kirche, von 
CDU und FDP zur Änderung des Ber-
liner Schulgesetzes. Ziel war, Religi-
onsunterricht an den Berliner Schulen 
nicht mehr als freiwilliges Angebot zu 
führen, sondern als „Wahlpflichtfach“. 
Dafür stimmten am Ende einer monate-
langen Kampagne weniger als 15 % der 
Berliner Wahlberechtigten. In Zahlen: 
29,2 % aller Wahlberechtigten beteilig-
ten sich an dem Volksentscheid. Davon 
stimmten 14,16 %, also weniger als die 
Hälfte, mit „Ja“. 14,98 %, also etwas 
mehr als die Hälfte aller abgegebenen 
Stimmen, lauteten auf „Nein“. 0,2 % 
der Stimmen waren ungültig. 25 %„Ja-
Stimmen“ wären nötig gewesen für ei-
nen Erfolg von „Pro Reli“.

„Religion ist freiwillig“

Diese Parole der Linkspartei auf ih-
ren Plakaten gegen den Volksentscheid 
bringt das Ergebnis der Abstimmung 
vermutlich am besten auf den Punkt. 
Religionsunterricht ist in Berlin näm-
lich schon seit 1948 von der ersten bis 
zur letzten Klasse freiwillig.

Während das Grundgesetz in Artikel 
7 seit 1949 vorschreibt: „Der Religions-
unterricht ist an den öffentlichen Schu-
len mit Ausnahme der bekenntnisfreien 
Schulen ordentliches Lehrfach“, hat-
ten Berlin und Bremen zum damaligen 
Zeitpunkt bereits eine andere Regelung. 
Bremen hatte sich für konfessionslosen 
Unterricht entschieden, in Berlin war 
entschieden, Religionsunterricht auf 
freiwilliger Grundlage zu organisie-
ren. Infolgedessen nahmen die „Väter 
des Grundgesetzes“ zusätzlich einen 
Artikel 141 an, der da lautet: „Artikel 
7 Absatz 3 findet keine Anwendung in 
einem Lande, in dem am 1. Januar 1949 
eine andere landesrechtliche Regelung 
bestand.“ 

Seit 1990 galt diese Berliner Regelung 
auch in Ostberlin. Bis zum 14. Lebens-
jahr entscheiden deshalb in Berlin die 
Eltern, ob ihr Kind am Religionsunter-
richt teilnimmt. Danach gelten Jugend-
liche als „religionsmündig“ und dürfen 
selbst entscheiden.

Das Ausmaß der Teilnahme am frei-
willigen Religionsunterricht sinkt mit 
steigendem Alter. Laut Statistischem 
Landesamt nahmen 2008 landesweit 
29,2% aller Schüler am freiwilligen 
Religionsunterricht teil. In der 7. bis 
10. Klasse betrug dabei der Anteil der 
Teilnehmer/innen am freiwilligen Reli-
gionsunterricht 19,6% der Altersstufen. 
Die Kosten dieses freiwilligen Religi-
onsunterrichts – knapp 50 Mio. Euro im 
Jahr – trägt das Land.

Traditionell sind bei diesem Thema 

in Berlin immer noch die Unterschiede 
zwischen West und Ost. So nahmen 
im Westberliner Bezirk Spandau 2008 
immerhin 50 % aller Schüler am frei-
willigen Religionsunterricht teil, in 
gutbürgerlichen Charlottenburg-Wil-
mersdorf ebenfalls 50 %, im reichen 
Südwesten, in Steglitz Zehlendorf, 
49 %. In den Ost-Bezirken wie Mar-
zahn-Hellersdorf (10 %), Lichtenberg 
(15 %), Treptow-Köpenick (19 %) und 
Pankow (27 %) ist dagegen die Teilnah-
me am freiwilligen Religionsunterricht 
bis heute marginal.

Ethik-Unterricht

2006 hatte das Abgeordnetenhaus unter 
dem Eindruck der Ermordung einer 
jungen Frau mit türkischem Migra-
tionshintergrund eine Änderung des 
Schulgesetzes beschlossen, mit der von 
der 7. bis zur 10. Klasse an allen öf-
fentlichen Schulen ein verpflichtendes 
Schulfach „Ethik“ eingeführt wurde. 
Ziel soll laut Gesetz sein, die Fähigkeit 
aller Schülerinnen und Schüler zu er-
höhen, sich „gemeinsam mit grundle-
genden kulturellen und ethischen Pro-
blemen des individuellen Lebens, des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens 
sowie mit unterschiedlichen Wert- und 
Sinnangeboten konstruktiv auseinan-
der zu setzen“ und so „soziale Kom-
petenz, interkulturelle Dialogfähig-
keit und ethische Urteilsfähigkeit (zu) 
erwerben“. Das Bundesverfassungs-
gericht hatte diese Regelung Anfang 
2007 ausdrücklich gebilligt. Der Ge-
setzgeber habe das Recht, durch sol-
chen Ethik-Unterricht „der Entstehung 
von religiös und weltanschaulich mo-
tivierten ‚Parallelgesellschaften‘ ent-
gegenzuwirken.“ (1 BvR 2780/06 vom 
15.3.2007)

„Pro Reli“

Betreiber von „Pro Reli“, wie sich die 
Befürworter des Volksentscheids nann-
ten, waren, wie schon gesagt, die evan-
gelische und die katholische Kirche 
und im parteipolitischen Feld CDU und 
FDP. Als Verstärkung hatte man noch 
die jüdische Gemeinde gewonnen, die 
sich aber in der öffentlichen Auseinan-
dersetzung stark zurück hielt, sowie im 
muslimischen Lager die vom türkischen 
Staat finanzierte „DITIB“, die ebenfalls 
kaum in Erscheinung trat.

Ziel der Betreiber des Volksentscheids 
war, die Ziele des Ethikunterrichts 
stehen zu lassen, aber gleichzeitig den 
Religionsunterricht erstmals seit 1948 
wieder in den Rang eines ordentlichen 
Lehrfachs zu heben. Dazu sollte § 13 
des Schulgesetzes, in dem bisher der 
freiwillige Religionsunterricht geregelt 
ist, geändert werden in einen Abschnitt 
„Religions- und Ethikunterricht“ mit 

der Notwendigkeit eines drastisch er-
höhten Jahresbudgets für den Bau von 
Liftanlagen und für die barrierefreie 
Anpassung der Bahnhöfe ab. Stellte 
diese Prioritätenliste einst eine Er-
rungenschaft dar, lehnen wir sie heute 
gänzlich ab, solange sie nicht an einen 
erhöhten Etat gekoppelt ist.

Wir sind Menschen, die als Behinder-
te und Senioren im Bereich des Bahn-
hofs Ochsenzoll leben. Wir benötigen 
den Lift hier und jetzt. Wir fordern 
deshalb eine Etaterhöhung für den Bau 
von Fahrstuhleinrichtungen an Ham-
burger S- und U-Bahnhöfen.

Wann wenn nicht jetzt in Zeiten der 
Konjunkturpakete?
Hamburg den 15. April 2009, Für die 
Bürger- und Anwohnerinitiative „Ein 
Lift für Ochsenzoll“ (folgen Namen)
www.Mit-Nachdruck.de

Bürgerinitiative Barrierefreier  
Bahnhof Wilhelmsburg
„Mal kurz nach Harburg oder in die 
Innenstadt zum Arzt fahren, ins Kino 
gehen, Freunde besuchen oder einfach 
nur shoppen. Eigentlich eine Selbst-
verständlichkeit, so meint man. Doch 
für viele von uns Wilhelmsburgern war 
das im letzten Jahr nicht möglich. Wer 
gehbehindert ist oder gar im Rollstuhl 
sitzt, für den war schon am Bahnhof 
Wilhelmsburg die Fahrt zu Ende, bevor 
sie richtig begann. ‚Fahrstuhl kaputt!‘ 
So hieß es fast jeden Tag. Immer wieder 
standen wir vor kaputten Fahrstüh-
len am Bahnhofe Wilhelmsburg und 
mussten unverrichteter Dinge wieder 
umdrehen. Denn einen alternativen 
barrierefreien Zugang zur S-Bahn gibt 
es auf der ganzen Insel Wilhelmsburg 
und auf der Veddel nicht.“

So schreibt die Bürgerinitiative in 
einer Pressemitteilung. Die Initiative 
fand sich im September 2008 spontan 
zusammen, bastelte ein Schild, entwarf 
Unterschriftenlisten und stellte sich 
dann auf den Bahnhof, um den Protest 
zu organisieren. Bis Januar sammelte 
sie 3.500 Unterschriften, erhielt großen 
Zuspruch,  lokale Blätter berichteten, 
auch wurden die Fahrstühle auf ein-
mal besser und öfter gewartet und kon
trolliert. Doch immer wieder stehen sie 
tagelang still, z.B. weil es keine Ersatz-
teile mehr gibt und die Reparaturen 
entsprechend lange dauern.

Deshalb fordert die Initiative: Ers-
tens die Fortsetzung der intensiven 
Wartung und Kontrolle am S-Bahn-
hof Wilhelmsburg bis zum Beginn 
des Neubaus. Zweitens den sofortigen 
Baubeginn des Fahrstuhls am Bahn-
hof Veddel. Drittens die Planung eines 
Neubaus des Bahnhofs Wilhelmsburg, 
um einen zweiten barrierefreien Zu-
gang zum Bahnsteig in Gestalt einer 
Rampe zu schaffen. (Nach einer PE der 
Bürgerinitiative)
� Aus: Lokalberichte Hamburg 11/09

Volksentscheid „Pro Reli“ gescheitert
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Städte in Bedrängnis. Bochum. Der 
US-Versicherungsgigant AIG steht 
nach einem Verlust von 100 Mrd. 
Dollar allein für 2008 vor der dro-
henden Pleite. Bislang bewahren den 
Konzern nur noch Staatshilfen aus 
Washington vor dem endgültigen Ab-
sturz. Das kann auch für die mehr als 
100 deutschen Städte, die bei AIG ihre  
Cross-Border-Leasing-Geschäfte 
abgesichert hatten, millionenschwere 
Haushaltslöcher reißen. Noch im Jah-
re 2003 frohlockte Bochums Kämme-
rin und heutige Oberbürgermeiste-
rin, Ottilie Scholz (SPD), dass allein 
die Übertragung des Kanalnetzes 
der Stadt einen Bargeldvorteil von 
20 Mio. Euro brächte. 25–26 Mio. Euro 
hat die Abwicklung des Geschäftes 
nach Aussagen des Kämmerers ge-
kostet. In den nach amerikanischem 
Recht gehaltenen, äußerst kompli-
zierten Verträgen scheint offenbar 
jedoch genau festgelegt worden zu 
sein, wer dafür einstehen muss, wenn 
die AIG-Versicherung ausfällt. Frau 
Scholz gehört nun mit einigen wei-
teren Ruhrgebiets-Oberbürgermeis-
tern zu den ersten, die bei SPD-Bun-
desfinanzminister Peer Steinbrück 
nachgefragt haben, ob nicht die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
für den maroden US-Versicherer 
einspringen könne. Ihr Parteifreund 
zeigte sich indes wenig begeistert von 
dem Anliegen und lehnte jede Hilfe 
ab. Die Förderfähigkeit der KfW dür-
fe nicht untergraben werden, indem 
sie für diese hochspekulativen und 
wegen der langen Laufzeiten risiko-
technisch überhaupt nicht abschätz-
baren Leasinggeschäfte geradestehe. 
Die Bochumer Linksfraktion ist ge-
spannt, ob die Bürgerinnen und Bür-
ger bei der Kommunalwahl zu dem 
gleichen Ergebnis wie die SPD kom-
men: Dass es richtig war, ein mittler-
weile verbotenes Geschäft mit hohen 
Risiken abzuschließen, sich über ein 
erfolgreiches Bürgerbegehren hin-
wegzusetzen und mindestens 5 Mio. 
Euro Verlust zu verursachen. www.

dielinke-ratsfraktion-bochum.de; www.kom­

munale-info.de

Energetische Sanierung sozialver­
träglich machen! München. Die Lin-
ke im Stadtrat beantragt: Das Sozi-
alreferat wird in Zusammenarbeit 
mit den kommunalen Wohnungsun-
ternehmen beauftragt, ein Konzept 
zur sozialen Gestaltung der ener-
getischen Sanierung zu entwickeln. 
Begründung: Ein großer Anteil des 
Münchner Mietwohnungsbestandes 
wird in naher Zukunft energetisch 
saniert werden müssen. Schon die En
ergieeinsparverordnung(EnEV) gibt 
vor, dass bei größeren Instandhaltun-
gsmaßnahmen im Bestand (z.B. Fas-

den zwei entscheidenden Sätzen: „Re-
ligions- und Ethikunterricht sind an 
allen öffentlichen Schulen ordentliche 
Lehrfächer. Alle Schülerinnen und 
Schüler der allgemeinbildenden Schu-
len nehmen entweder am Religions- 
oder am Ethikunterricht teil.“ Hätte 
der Volksentscheid Erfolg gehabt, wäre 
das unmittelbar geltendes Recht ge-
worden.

Dass damit das jahrzehntelang in 
Berlin geltende Recht auf ersatzlose 
Abwahl des Religionsunterrichts in den 
ersten 6 Schuljahren aufgehoben wer-
den sollte, verschwiegen die Initiatoren 
von „Pro Reli“ wohlweislich, handel-
ten sich dafür aber selbst aus eigenen 
Reihen den öffentlichen Vorwurf ein, 
gegen die zehn Gebote zu verstoßen, 
speziell gegen den Grundsatz „kein 
falsches Zeugnis“. Trotzdem war auf 
allen Plakaten der Initiatoren, die Ber-
lin-weit wie zu Wahlkampfzeiten aus-
hingen, zu lesen, bei der Abstimmung 
gehe es um „freie Wahl“, um „Freiheit“ 
grundsätzlich. Dass die Freiheit der 
Abwahl gestrichen werden sollte, wur-
de vertuscht. Zahlreiche Prominente, 
darunter der in Potsdam lebende Mo-
derator Jauch, Spieler von Hertha und 
andere warben für die Kampagne, die 
Springerpresse half nach Kräften. Am 
Ende reichte es nicht mal zur Hälfte 
der Stimmen, die CDU und FDP derzeit 
in Berlin zusammen erhalten würden, 
wenn Bundestags- oder Abgeordneten-
hauswahlen wären.

„Pro Ethik“

Auf der Gegenseite mobilisierten der 
Senat und die ihn tragenden Parteien 
mit einem eigenen Bündnis für die Bei-
behaltung der bestehenden Regelung. 
Beteiligt im Bündnis „Pro Ethik“ waren 
SPD, Grüne, Linkspartei, die Huma-
nistische Union, Freidenker und andere 
humanistische Vereinigungen. Gegen 
Ende der Ende der Auseinandersetzung 
halfen auch der Türkische Bund, Ver-
bände der Alewiten, die GEW, andere 
Gewerkschaften, die Landeschüler-
vertretung und weitere Vereinigungen 
kräftig gegen „Pro Reli“ mit. Die GEW, 
sonst bei Ausgaben für das Schulwesen 
nicht zimperlich, hatte gemeinsam mit 
dem Schulsenator ausgerechnet, dass 
allein die Ausweitung des Religions- 
und Ethikunterrichts auf alle Jahrgän-
ge jährliche Mehrkosten von etwa 4 
Millionen Euro machen würde.

Spaltung statt Integration

Hauptvorwurf der Gegner von „Pro 
Reli“ war, die Kampagne gefährde die 
Integrationspolitik und führe zu neuen 
Spaltungen. Dem wussten die Betreiber 
von „Pro Reli“ auch nichts wirklich 
entgegen zu setzen.

Tatsächlich sind weniger als ein Drit-
tel der Berliner Kirchensteuerzahler. 
Auch unter den Berliner Muslimen ist 
die Bereitschaft, sich an staatlichen 

Schulen einem Pflichtfach Religion 
zu unterziehen, offenbar gering. Das 
ist eine Besonderheit, die Berlin von 
Metropolen wie Köln, Hamburg oder 
München unterscheidet.

Bis in den freiwilligen Religionsun-
terricht lässt sich das verfolgen. Laut 
Statistischem Landesamt nahmen im 
Oktober 2008 143.000 Berliner Schü-
lerinnen und Schüler aller Jahrgänge 
am „freiwilligen Religionsunterricht“ 
teil. 73.000 davon gingen zum evan-
gelischen Religionsunterricht, 17.300 
zum katholischen. An dritter Stelle 
stand der „Lebenskundeunterricht“ 
des „Humanistischen Verbands“, der 
43.000 Schülerinnen und Schüler er-
reichte, die später vermutlich auch zur 
„Jugendweihe“ gehen statt zur Kon-
firmation. Dass Union und FDP kurz 
vor dem Volksentscheid in auffälligem 
Zusammenspiel mit der berüchtigten 
Birthler-Behörde dem Vorsitzenden des 
Humanistischen Verbands auf einmal 
seine (von ihm selbst nie bestrittene) 
frühere DKP-Mitgliedschaft zum Vor-
wurf machten – angeblich seien Hin-
weise auf eine frühere Mitgliedschaft in 
einer konspirativen „Terrorgruppe“ des 
MfS aufgetaucht, hieß es in der Sprin-
ger-Presse – gehört zu den ekligen, aber 
zum Glück folgenlosen Einzelheiten der 
Auseinandersetzung. Die auch in mus-
limischen Kreisen umstrittene „isla-
mische Föderation“ erteilt in Berlin für 
4.600 Schüler/innen Islamunterricht an 
Schulen.

Fazit

Der Volksentscheid ist gescheitert, das 
Berliner Schulgesetz bleibt unverän-
dert. Die Betreiber von „Pro Reli“, die 
evangelische und katholische Amtskir-
che, lecken ihre Wunden und werden 
innerorganisatorisch unangenehme 
Fragen über die Verwendung von Kir-
chensteuermitteln für politische Zwe-
cke beantworten müssen. Der Senat 
und die ihn tragenden Parteien ha-
ben gewonnen, betonen aber, dass sie 
selbstverständlich auch in Zukunft die 
Zusammenarbeit und das Gespräch 
mit den Kirchen suchen und pflegen 
werden. Berlin sei die „Hauptstadt 
der Volksentscheide“, betonen SPD 
und Linke nun nach zwei gewonnenen 
Volksentscheiden stolz. 

Ein Wermutstropfen bleibt: Wer nicht 
wahlberechtigt war, hatte auch bei die-
sem Volksentscheid nichts zu entschei-
den. Polnisch-stämmige Befürworter 
von „Pro Reli“ etwa, die keine deutsche 
Staatsbürgerschaft vorzeigen konnten, 
hatten beim „Volks“-Entscheid ebenso 
wenig Stimmrecht wie die vermutlich 
vielen muslimischen (vor allem alewi-
tischen) Gegner von „Pro Reli“. Das 
gesamte Volk war also auch diesmal 
nicht gefragt. � rül

Quellen: Info-Material von „Pro Reli“ und „Pro 
Ethik“ im Internet; Tagesspiegel, 22.2.09; Berli-
ner Zeitung, 25./26. und 27. April 2009
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sadenerneuerung) die entsprechende 
energetische Sanierung Pflicht ist. Die 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
besitzen viele ehemalige Sozialwoh-
nungen aus der Bauzeit zwischen 
1950 und 1980, die besonders schlecht 
gedämmt und daher dringend sanie-
rungsbedürftig sind. Eine entspre-
chende Sanierung gilt dann aber als 
Modernisierung und kann mit 11% pro 
Jahr auf die Miete aufgeschlagen wer-
den. Diese Mieterhöhung überschrei-
tet in der Regel die zu erwartende 
Einsparung bei den Heizkosten deut-
lich; soweit dies der Fall ist, handelt es 
sich um eine reale Mieterhöhung. Seit 
der Stadtrat den kommunalen Woh-
nungsunternehmen vorgegeben hat, 
Gewinne zu erzielen, werden auch dort 
Modernisierungen im Rahmen der ge-
setzlichen Möglichkeit auf die Mieten 
aufgeschlagen. (…) Eine massive Welle 
weiterer Mietsteigerungen ist auch für 
das Sozialgefüge der Stadt insgesamt 
problematisch. Auf dieses Problem 
gibt es aber bundesweit noch keine 
Antwort. Vor diesem Hintergrund ist 
es geboten, zumindest im Bereich der 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
ein Modell zu entwickeln, das die an-
stehende energetische Sanierung so-
zialverträglich gestaltet. http://www.

dielinke-muenchen-stadtrat.de/

Altersplanung kontra Einzelhandels­
konzept. Frankfurt. Zu dem jetzt er-
schienenen Bericht zur partizipativen 
Altersplanung sagt Sozialdezernentin 
Daniela Birkenfeld: Ihr sei es beson-
ders wichtig, die wohnortnahe Versor-
gung der Seniorinnen und Senioren zu 
gewährleisten. „Das Einzelhandels-
konzept der Stadt jedoch läuft dem 
zuwider“, sagt die planungspolitische 
Sprecherin der LINKEN im Römer, 
Silke Seitz. „In dem Konzept plant die 
Stadt, Einzelhandelsgeschäfte in nur 
wenigen Zentren zu konzentrieren. 
Dadurch werden ganze Stadtteile von 
der Nahversorgung abgekoppelt. Zum 
Teil ist das jetzt schon geschehen.“ So 
habe beispielsweise in der Heinrich-
Lübke-Siedlung der bis dahin einzige 
Lebensmittelmarkt vor Weihnachten 
geschlossen. „Die Stadt redet oft von 
den aktiven Alten, aber gleichzeitig 
schränkt sie diese in ihrer Mobilität 
ein“, sagt der gesundheitspolitische 
Sprecher der Fraktion, Hans-Joachim 
Viehl. „Wenn es die alten Menschen 
wegen körperlichen Einschränkungen 
nicht mehr schaffen, in den nächs-
ten Stadtteil zum Einkaufen zu fah-
ren und von dort schwere Einkaufs-
tüten nach Hause zu tragen, bleiben 
sie zwangsläufig zu Hause und sind 
auf die Hilfe von Nachbarn oder Ver-
wandten angewiesen.“ DIE LINKE 
hatte im September 2008 gefordert, 
das Einzelhandels- und Zentrenkon-

zept der Stadt unter anderem auf die 
kontraproduktive Ballung der Einzel-
handelszentren hin zu überarbeiten. 
Dieser Antrag wurde abgelehnt. http://

dielinke-im-roemer.de

Entwicklung der Hartz IV-Empfän­
gerzahlen im April. Berlin. Der Deut-
sche Landkreistag (DLT) hat heute die 
Daten zur Entwicklung der Hartz IV-
Empfängerzahlen für den Monat April 
veröffentlicht. Danach wirkt sich die 
schwierige konjunkturelle Lage zu-
nehmend auf die Zahl der Hilfeemp-
fänger im SGB II aus. Im Vergleich 
zum Vormonat März fällt der Zuwachs 
an Hilfeempfängern im System mit 
1,5 % mehr als doppelt so hoch aus 
wie noch im letzten Monat bezogen auf 
Februar. Damals betrug die Steige-
rung der Empfängerzahlen 0,7 %.
–  Im April 2009 befanden sich nach 
den vorläufigen Daten rd. 6,5 Mio. 
Menschen im Leistungssystem SGB 
II (Hartz IV).
–  Da es sich nur um die vorläufigen 
Daten handelt, sind die Zahlen um 
ca. 281.000 zu niedrig. Die endgültige 
Anzahl der Leistungsempfänger wird 
somit nach den revidierten Daten bei 
6,8 Mio. Menschen im Leistungssys-
tem SGB II liegen.
–  Gegenüber dem Vormonat März er-
gibt sich ein Zuwachs um 1,5 %.
–  Gegenüber dem Vorjahresmonat 
April 2008 ist das ein Rückgang um 
4,7%.
–  Im gleichen Zeitraum von April 2008 
bis April 2009 ist die Anzahl der Kin-
der unter 15 Jahren um 6,4 % auf 1,68 
Mio. zurückgegangen. Gegenüber dem 
Vormonat März ist sie jedoch wieder 
um 0,8 % gestiegen. Quelle: BA Sta-
tistiken April 2008, März, April 2009 
– Bedarfsgemeinschaften und deren 
Mitglieder (vorläufige Daten) www.

kreise.de

Wirtschaftskrise trifft Kommunen 
– Rund acht Milliarden Euro Gewer­
besteuer weniger.  Berlin. Die anhal-
tende Wirtschaftskrise wird in diesem 
Jahr bei den Städten und Gemeinden 
zu dramatischen Einnahmeverlusten 
führen. Allein bei der Gewerbesteuer 
sei mit einem Rückgang um bis zu 
18 % zu rechnen, sagte der Haupt-
geschäftsführer des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes (DStGB), 
Gerd Landsberg, der „Rheinpfalz am 
Sonntag“. Das bedeute rund acht Mil-
liarden Euro weniger für die Kassen 
der Kommunen. Hinzu komme, dass 
auch die übrigen Steuereinnahmen 
sowie die Zuweisungen der Länder an 
die Städte und Gemeinden wegen des 
Konjunktureinbruchs deutlich sinken 
würden. Zugleich stiegen jedoch auf-
grund zunehmender Arbeitslosigkeit 
die Sozialausgaben. Die zusätzlichen 

Aufwendungen ließen sich 
nur durch neue Schulden fi-
nanzieren. Deshalb forderte 
Landsberg eine zügige Um-
setzung des Konjunkturpakets 
II. So müssten die Verfahren beim 
Ausbau von schnellen Internetverbin-
dungen erheblich vereinfacht werden. 
Den Ländern sollte künftig erlaubt 
sein, die Arbeiten für die Breitbander-
schließung landesweit oder für mehre-
re Kommunen gleichzeitig ausschrei-
ben zu können. Auch die Kooperation 
der Unternehmen dürfe künftig kein 
Tabu mehr sein. Die Tiefbauunterneh-
men warteten dringend auf Aufträge, 
denn 75 Prozent der Kosten entfielen 
beim Ausbau des Glasfasernetzes auf 
diesen Baubereich. www.dstgb.de

Kommunale Unternehmen stellen 
Thesen zur Bundestagswahl vor. 
Berlin. Auf der heutigen VKU-Pres-
sekonferenz hat der Präsident des 
Verbandes kommunaler Unterneh-
men (VKU), Hannovers Oberbürger-
meister Stephan Weil, in Berlin sechs 
Thesen der Kommunalwirtschaft zur 
Bundestagswahl vorgestellt. Weil 
machte dabei deutlich, „dass die 1.361 
kommunalen Unternehmen mit ihren 
220.000 Beschäftigten ein Jobmotor 
auch in Krisenzeiten sind und mit 
einer Investitionssumme von jähr-
lich über sechs Milliarden Euro eine 
wichtige wirtschaftliche Größe dar-
stellen.“ Die sechs Thesen zur Wahl 
des 17. Deutschen Bundestages 2009 
zeigen Lösungen auf, die die Fortent-
wicklung einer auch in der Zukunft 
leistungsfähigen, dem Citizen Value 
verpflichteten Kommunalwirtschaft 
durch ordnungspolitische Rahmenbe-
dingungen flankieren. Mit den Thesen 
geht der VKU auf elementare Bereiche 
der Daseinsvorsorge, wie Strom, Gas, 
Wasser, Abwasser und Entsorgung, ein 
und erläutert die Rolle kommunaler 
Unternehmen bei Klimaschutz und 
Ökologie vor Ort. „Ohne die Stadt-
werke wird die Energiewende, wie 
sie die Bundesregierung im Rahmen 
des Integrierten Energie- und Kli-
maprogramms formuliert hat, nicht 
gelingen“, so Weil. Die Bedeutung 
kommunaler Unternehmen zeigt sich 
auch daran, dass sich bei allen Umfra-
gen unter der Bevölkerung die Bürge-
rinnen und Bürger mit großer Mehr-
heit für eine kommunale Versorgung 
aussprechen. Für Weil ist es daher nur 
konsequent, dass es in den Kommunen 
eine klare Tendenz gibt, auslaufende 
Konzessionen an eigene oder fremde 
kommunale Unternehmen zu verge-
ben. Alleine in den nächsten zwei Jah-
ren werden in der Energiewirtschaft 
weit über tausend solcher Verträge 
auslaufen. www.vku.de

� (Zusammenstellung: ulj)

Kommunale 

Politik
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Gleich zweisprachig skandierten die 
3.500 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer am 23. April 2009 ihr Bekennt-
nis zur grenzüberschreitenden Soli-
darität. Conti-Beschäftigte aus ganz 
Deutschland, Frankreich und Mexiko 
– unterstützt von IG-Metall- und Ver-
di-Kollegen – demonstrierten vor der 
Conti-Hauptversammlung in Hanno-
ver für den Erhalt ihrer Arbeitsplät-
ze. IG-BCE-Vorstandsmitglied Werner 
Bischoff kündigte an, im Aufsichts-
rat einen Antrag einzubringen, dass 
künftig der Aufsichtsrat und nicht die 
Konzernleitung allein über Standort-
fragen bestimmen müsse. Damit sollten 
„Nacht- und Nebel-Aktionen“ wie die 
angekündigten Standortschließungen 
in Stöcken und Frankreich verhindert 
werden. Vor einer eindrucksvollen Ku-
lisse machten die Redner aus den drei 
Ländern unter stürmischen Beifall 
deutlich, dass nichts unversucht bleiben 
dürfe, um die Standorte zu erhalten.

„Wir werden Continental noch ein-
mal klipp und klar ins Stammbuch 
schreiben, dass die Vorgehensweise 
des Vorstands nicht akzeptiert werden 
kann“, betonte IG-BCE-Vorsitzender 
Hubertus Schmoldt in einem Inter-
view zu den angekündigten Stellen-
streichungen. „Es wird seitens der 
Gewerkschaft keine Zustimmung zu 
den Plänen geben“. Der IG-BCE-Vor-
sitzende kritisierte die Vorgehensweise 
des Conti-Vorstands, der noch wenige 
Tage vor Bekanntgabe der Schließung 
der zwei Werke in einer Aufsichtsrats-
sitzung nichts von Schwierigkeiten 
bei der Lkw-Reifensparte erwähnt 
habe. Das Angebot, den betroffenen 
Beschäftigten in Hannover alternative 
Arbeitsplätze anzubieten, bezeichne-
te er als „unglaubwürdig“. Ähnliche 
Versprechen habe das Management 
in der Vergangenheit nicht eingelöst. 
Deshalb sei Misstrauen angebracht. 
Es gebe ein Glaubwürdigkeitsproblem 
mit dem Conti-Vorstand.

Mit einer gemeinsamen Erklärung 
und einem Aufruf zu einer Demons-
tration am 23. April, dem Tag der Con-
ti-Hauptversammlung, ist  am 3.4 die 
Tagung des Conti-Euro-Betriebsrates 
in Hannover zu Ende gegangen. In dem 
zweisprachigen Dokument verurteilt 
der Euro-Betriebsrat die geplanten 
Werksschließungen in Clairoix und 
Stöcken als moralisch verwerflich: 
„Der Verdacht, die Wirtschaftskrise 
zu nutzen, um ohne Not Fabrikschlie-
ßungen durchzuführen, drängt sich 
auf.“  Die Arbeitnehmer hätten für 
feste Standortzusagen monetäre Zu-
geständnisse gemacht. Es gäbe nur ein 
Mittel, den Vertrauensbruch durch das 
Unternehmen zu heilen: Die sofortige 
Aufgabe der Schließungspläne, heißt 
es in der Erklärung.

Erklärung des Europäischen Betriebs-
rates EuroForum der Continental AG zu 
den geplanten Schließungen der Rei-
fenstandorte Clairoix und Stöcken

Der europäische Betriebsrat verur-
teilt die geplanten Werksschließungen 
in Clairoix und Stöcken als moralisch 
verwerflich. Sie entbehren jeder wirt-
schaftlichen Grundlage. Bei beiden 
Fabriken handelt es sich um Ertrags-
bringer für die Rubbersparte, die 
auch im Jahr 2008 für hervorragende 
Ergebnisse gesorgt haben. Der Ver-
dacht, die Wirtschaftskrise zu nut-
zen, um ohne Not Fabrikschließungen 
durchzuführen, drängt sich auf.

In Clairoix wie in Stöcken haben 
die Arbeitnehmer für feste Stand-
ortzusagen monetäre Zugeständ-
nisse gemacht. Für die betroffenen 
Arbeitnehmer im Besonderen, aber 
auch für alle anderen Arbeitnehmer 
des Konzerns ist das ein abermaliger 
riesiger Vertrauensbruch. Es gibt nur 
ein Mittel, diesen Vertrauensbruch 
zu heilen: Die sofortige Aufgabe der 
Schließungspläne!“1

Am 24. April, einen Tag  nach der 
Conti-Hauptversammlung, fand eine 
Veranstaltung mit Vertretern der me-
xikanischen Gewerkschaft statt. 

Die mexikanischen Gewerkschafter 
beurteilten die Zusammenkunft der 
Arbeiter aus den verschiedenen Län-
dern zu der Hauptversammlung als 
einen ersten Schritt für eine interna-
tionale Zusammenarbeit der Contibe-
schäftigten. Aber sie zeigten auch auf, 
dass dies noch viel Arbeit bedeutet, 
um diese Zusammenarbeit auszubauen 
und zu stabilisieren. Sie führten als ein 
Hindernis die sprachlichen Barrieren 
an. 

Das größere Hindernis machten sie 
am Beispiel ihres Treffens mit Vertre-
tern der IGBCE deutlich. Nach ihrem 
Eindruck wurden sie wenig freundlich 
empfangen und es gab wenig Signale 
zur Zusammenarbeit. Die Frage einer 
Teilnehmerin der Veranstaltung, ob 
diese Haltung des IGBCE auf natio-
nalen Interessen, d. h. auf den Erhalt 
der deutschen Arbeitplätze abzielt, 
wurde bejaht.  Nach Auffassung der 
mexikanischen Gewerkschafter ist ein 
internationales Kommunikationsnetz 
notwendig, über das sich die Gewerk-
schaften und Beschäftigten gegensei-
tig bei Verlagerungen von Maschinen, 
bei Lohnkürzungen, bei Angriffen von 
Conti gegen die Arbeiter informieren 
können. Da inzwischen alle Maschinen 
und Arbeitsmittel genormt seien, sei es 
inzwischen in kürzester Zeit möglich, 
die Fabrikation in anderen Ländern, an 
anderen Orten laufen zu lassen. Beson-
ders die Verlagerung von Maschinen sei 
ein Warnzeichen für entsprechenden 
Absichten. 
Diese Verständigung zu erreichen be-
deute noch viel Arbeit, aber die Zusam-
menkunft und gemeinsame Demons-
tration in Hannover sei ein Schritt für 
gemeinsame Zusammenarbeit und Wi-
derstand. � (bee)
1  www.igbce-blogs.de/conti/ 

Conti: Internationaler Protest gegen Werks­
schließungen in Hannover und Clairoix
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Outsourcing schadet der 
Produktivität. FAZ, Mi., 22. 
4.09. Der Verein Deutscher 
Ingenieure hat auf der Han-
nover-Messe eine Studie des Fraunho-
fer-Instituts für System- und Innovati-
onsforschung vorgestellt, nach der die 
Fertigungstiefe der Unternehmen, also 
der Grad der Fertigung der Produkte 
im eigenen Betrieb, ausschlaggebend 
für die Produktivität des Unterneh-
mens sei. Wer wie die deutsche Auto-
mobilindustrie nur noch 20 % Ferti-
gungstiefe habe, sei zu abhängig von 
Herstellern und habe zu wenig Einfluss 
auf das eigene Produkt, warnte S. Kin-
kel vom Fraunhofer-Institut.

Windkraft boomt in Deutschland. Der 
Bundesverband Windenergie (BWE) 
verbreitet Optimismus. Windkraft hat 
eine Exportquote von 80 % und die 
Branche hofft noch auf steigende Auf-
träge aus USA. US-Präsident Obama 
will die regenerativen Energien in den 
USA innerhalb von drei Jahren ver-
doppeln. Durch die Erhöhung der Ein-
speisgebühr von 5,2 auf 9,2 Cent/KWh 
durch eine Novellierung des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes steigt der 
Gewinn auch im Inland. Die Spar-
kassen und Volksbanken finanzieren 
die Windkraft in ländlichen Gegenden, 
und springen für manche Großbank 
ein, so H. Albers Präsident des BWE.
  
BDI-Chef fordert Mittel gegen Speku­
lation. FAZ, Mo., 27.4.09. H.-P. Keitel, 
BDI-Präsident, warnt, dass die Finanz-
märkte mit den frischen Staatsgeldern 
zu den früheren hochspekulativen Ver-
haltensweisen zurückkehren könnten. 
„Das Casino darf nicht wiedereröffnet 
werden und mit noch mehr Geld spielen 
als zuvor, weil noch mehr staatliches 
Geld zur Verfügung steht.“ Er ver-
langt eine Verbesserung der Finanz-
aufsicht durch mehr Kooperation der 
Behörden. Die Führer der acht Unter-
nehmerverbände forderten auch, die 
Eigenkapitalvorschriften für Banken 
zu entschärfen, auch unter „Basel II“ 
bekannt.

Widerstand der Arbeitgeber gegen 
verlängerte Altersteilzeit. FAZ, Die., 
29.4.09. Arbeitgeberpräsident D. 
Hundt warnt vor neuen Subventionen 
der Frührente. Die Arbeitgeber fürch-
ten einen Richtungswechsel durch ein 
Überziehen der Kurzarbeiterregeln; 
etwa wenn ein Arbeitnehmer nach dem 
Bezug von Kurzarbeitergeld über zwei 
Jahre noch einen ebenso langen Auf-
enthalt in einer Transfergesellschaft 
anschließen könnte, dort das soge-
nannte Transfer-Kurzarbeitergeld be-
zöge und dann das Rentenalter erreicht 
habe. „Es muss darauf geachtet, wer-
den, dass keine neue Brücke zur teuren 
Frühverrentung gebaut wird.“
� Zusammenstellung: rst

Wirtschafts- 

presse

Durch rasches Handeln des der IUL 
angeschlossenen Bundes der Arbeit-
nehmer der Lebensmittelindustrie São 
Paulo (FETIASP) wurde ein Versuch 
von Nestlé Brasilien vereitelt, neue 
Rentner für die globalen Kostensen-
kungen durch Verminderung der Leis-
tungen im Krankheitsfall zahlen zu 
lassen. 

Gegenwärtig deckt die medizinische 
Versorgung aller Arbeitnehmer von 
Nestlé Brasilien im Ruhestand die ärzt-
liche Betreuung und die Kosten von 
Arzneimitteln. Seit Ende März drängte 
die Nestlé-Unternehmensleitung – ohne 
Konsultierung der Gewerkschaft – Ar-
beitnehmer, die seit mehr als 25 Jah-
ren für das Unternehmen tätig waren, 
in den Ruhestand zu treten oder aber 
auf die Zahlung von Arzneimitteln zu 
verzichten, wenn sie dies erst später 
täten. Der Gewerkschaftsvorsitzen-
de Melquíades de Araújo, der dies als 
„Erpressung“ bezeichnete, erläuterte 
das Vorgehen der Gewerkschaft wie 
folgt: „Die Gewerkschaft reagierte, in-
dem sie alle Nestlé-Arbeitnehmer im 
ganzen Land aufforderte, kein Doku-
ment zu unterzeichnen, mit dem sie 
sich zum Eintritt in den Ruhestand 

verpflichteten (obwohl viele das bereits 
getan hatten). Dann verlangten wir ein 
dringendes Treffen mit Nestlé, um eine 
Erklärung zu fordern. Die Erklärung 
von Nestlé lautete, das Unternehmen 
müsse als Reaktion auf die globale Fi-
nanzkrise damit anfangen, ‚Ausgaben 
zu kürzen oder einzuschränken‘.“ 

Araújo stellte ferner fest: „Zur Zeit 
gibt es 1 500 Nestlé-Arbeitnehmer im 
Ruhestand und rund 150 Arbeitneh-
mer mit mehr als 25 Jahren Beschäfti-
gungszeit im Unternehmen, die immer 
noch in Fabriken überall im Land ak-
tiv sind. Die Arzneimittelkosten dieser 
150 nicht mehr zu zahlen, würde kaum 
zu einer Senkung der Ausgaben bei-
tragen, für diese Arbeitnehmer jedoch 
wäre es ein grausamer Schlag.“ 

Die Leistungskürzungen wurden 
aufgehoben – und nach der Vereinba-
rung sind alle Dokumente, die Arbeit-
nehmer möglicherweise unterzeichnet 
haben, ungültig. „Nur für den Fall,“ 
meinte Araújo, „rieten wir allen Ge-
werkschaftsmitgliedern, die wirklich 
in den Ruhestand treten wollen, sich 
zuerst an die Gewerkschaft zu wenden. 
Bisher ist ein solcher Fall noch nicht 
eingetreten.“ � www.iuf.org

Am 16. April führte der IUL-Mitglieds-
verband Federation of All India Nestlé 
Employees bei vier Nestlé-Fabriken 
in ganz Indien Protestaktionen durch 
und forderte die Unternehmensleitung 
auf, unverzüglich Lohnverhandlungen 
aufzunehmen. 

Seit November vorigen Jahres for-
dern die vier Mitgliedsgewerkschaften 
dieses Bundes ein Ende der einseitig von 
der Unternehmensleitung bestimmten 
jährlichen Lohnerhöhungen und wie 
bei ähnlichen Kämpfen in Russland 
und Indonesien das Recht, für ihre 
1500 Mitglieder Lohnverhandlungen 
zu führen. 

In ihrer Pressemitteilung vom 15. 
April verwies die Federation of all In-
dia Nestlé Employees auf die rasch 
steigenden Umsätze und Gewinne von 
Nestlé Indien in den letzten drei Jahren 
als Beweis dafür, dass sich das Unter-
nehmen die von ihren Mitgliedern ge-

forderten Lohnerhöhungen mit Sicher-
heit leisten kann. Das Unternehmen 
gewährt jedoch nur Lohnerhöhungen, 
die deutlich unter der Inflationsrate 
liegen. Gleichzeitig wurden die Gehäl-
ter der Führungskräfte und Manager 
um 16% angehoben. 

Die Proteste haben in drei indischen 
Bundesstaaten sowie im Fernsehen des 
Landes ein breites Medienecho gefun-
den. 

Im Januar konnte die Unternehmens-
leitung von Nestlé Indien Gerichts-
entscheidungen erwirken, mit denen 
Gewerkschaftsaktionen im Umkreis 
von 200 Metern der vier Fabriken dau-
erhaft verboten wurden, womit das 
grundlegende Versammlungsrecht der 
Arbeitnehmer von Nestlé Indien ver-
weigert wurde. 

Vom 23. April an wird es für die Dau-
er der kommenden sechs Wochen jede 
Woche abwechselnd Proteste vor den 
vier Fabriken geben, deren Höhepunkt 
eine Massendemonstration am 25. Mai 
vor der Zentrale von Nestlé Indien sein 
wird. Sollte sich das Unternehmen auf 
das Versammlungsverbot berufen, um 
diese Demonstrationen zu verhindern, 
wird der Gewerkschaftsbund mit voller 
Unterstützung der IUL die Kampagne 
zur Verteidigung von Gewerkschafts-
rechten verschärfen. 
Quelle: IUL Vereinigte Lebensmittel-, Land-
wirtschafts- und HotelarbeitnehmerInnen 
weltweit. � www.iuf.org

Gewerkschaft bei Nestlé Brasilien vereitelt Angriff gegen medizinische  
Versorgung neuer Rentner

Nestlé Indien: Protestaktionen für Lohnverhandlungen

Arbeitnehmer protestieren bei Nestlé Ponda 
(Bundesstaat Goa)
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Mit dem Ende des Kalten Krieges im 
Jahr 1990 wurde ein jahrzehntelang 
politisch „gespaltenes“ Meer wieder zu 
einem gemeinsamen und für alle „of-
fenen“. So jedenfalls empfanden es die 
VertreterInnen der  zehn alten und neu-
en Anrainerstaaten. Besonders begeis-
tert äußerten sich die ehemaligen und 
immer noch so genannten Hansestädte 
entlang der Küste von Rostock bis Riga, 
allen voran deren ehemalige Zentrale 
Lübeck in Schleswig-Holstein. 2008 
sagte deren  Stadtpräsidentin Scho-
penhauer auf der Hafenkonferenz der 
neu gegründeten „Baltic Port Organi-
sation“, die von 100 Vertretern von 50 
Ostseehäfen besucht wurde, in einem 
Grußwort: nach dem Fall des Eisernen 
Vorhangs finde der Handel im Ostsee-
raum „zurück zu seinen Wurzeln“. In 
der Ostseeregion müsse das Gegen-
einander ein Ende haben. Die Häfen 
müssten die Zukunft des Ostseeraumes 
„als eine Familie“ gestalten. Bei der 
Linkspartei wurde in Anklängen an 
alte DDR-Visionen sogar der Plan einer 
Konferenz zum zukünftigen „Meer des 
Friedens“ vorgeschlagen.

Was ist wahr und realistisch an die-
sen Vorstellungen? Welche Rolle hat 
das kleine Meer als Verkehrsweg für 
seine Anrainer und großen Hinterlän-
der gespielt? War es ein friedliches Mit-
einander oder eher ein kriegerisches 
Gegeneinander? Kann es sein, dass das 
„Mare Balticum“ wie vorausgesagt in 
den nächsten Jahren seinen Schiffs- 
und Containerverkehr nahezu verdop-
peln wird? 

Für Schleswig-Holstein eine wichtige 
wirtschaftliche und politische Frage.

Die Ostsee geologisch: ganz jung und 
nicht sehr reich

Die Ostsee am nördlichen Rand Eu-
ropas ist ein vergleichsweise kleines 
Meer mit einem schmalen Zugang zur 
Nordsee und zum Atlantischen Ozean. 
Diesen nördlichen Weg durch die engen 
Sunde und rund um die stürmische 

Meeresenge von Skagerrak und Kat-
tegat zwischen den dänischen Inseln 
finden heute – dank der vielen Brücken 
und Kanäle – nur noch wenige Schiffe. 
Es ist das jüngste Meeresgebilde der 
Welt, das erst Ende der letzten Eiszeit 
vor 12.000 entstand, als das abschmel-
zende Eis die genannten Verbindungen 
freigab und die Ostsee von einem Bin-
nensee überhaupt erst zu einem offenen 
Meer wurde. Im Norden und Nord-Os-
ten wird die Ostsee durch die nackten 
und zerklüfteten Gebirgszüge des Bal-
tischen Schildes mit seinen bekannten 
Fjordbildungen bestimmt (Norwegen, 
Schweden, Finnland). Im Osten und 
Süden haben die Jahrhunderttausende 
andauernden Eiszeiten bewirkt, dass 
bis in die Norddeutsche Tiefebene und 
an den Rand des Urals die Endmorä-
nen und das Schmelzwasser das Land 
mit zahlreichen Mooren und Sümpfen 
versehen hat (Mecklenburg, Pommern, 
Polen, die baltischen Staaten,), zu rie-
sigen Seenplatten umformte (Schles-
wig-Holstein, Mecklenburg, Finnland, 
oder sie zu – von Friedrich  II. von 
Preußen so genannten – trockenen 
„Streusandbüchsen“ machte (Bran-
denburg, Pommern, Russland. Die 
Länder rund um die Ostsee haben zwar 
riesige Waldbestände, aber meist arme 
Böden mit wenig Humusbildung, und 
noch heute bedeckt im Winter eine 
dicke Eisdecke bis zu fünf Monate lang 
den nördlichsten und östlichsten Teil 
dieses Meeres. 

Als nach dem Abtauen der letzten 
Eiszeit vor 12.000 Jahren die ersten 
größeren Gruppen von Menschen hier 
jagten und fischten und ab 3.000 v. 
u. Z. als Ackerbauern ihre gerodeten 
Siedlungen errichteten, war dies nur 
möglich, weil inzwischen neben der 
fruchtbaren Gerste und dem fetten 
Weizen – aus dem Orient kommend 
– der genügsamere und klimatisch 
angepasste Roggen („Schwarzbrot“) 
gezüchtet worden war. Diese aus der 
Eiszeit entstandene Landschaft bietet 

Die Ostsee 
–  Geschichte, 
Wirtschaft,  
Verkehr
Die Europäische Kommission hat im 
Juni dieses Jahres dem Europäischen 
Parlament eine „Ostsee-Strategie“ 
vorzulegen: Wird die Ostsee endlich 
ein „Meer des Friedens“?

allerdings auch einen be-
sonderen Vorteil: Im Süden 
fließen der Ostsee aus den 
so geschaffenen Tiefebe-
nen zahlreiche gut nutzbare 
Wasserwege zu. Von der Wol-
ga bis zur Weser sind diese 
Flüsse ideale Transport-
wege für Warenaustausch 
und Handelskontakte in die 
Ostsee hinein. Ein wichtiger 
Vorteil  in Zeiten, in der die 
Menschen erst in geringem 
Maße und schon gar nicht 
weite Strecken durch Sümp-
fe und Moore Transportwege 
schaffen konnten.

Wir wollen einige bedeu-
tende Epochen der „Ge-
schichte der Ostsee“ genauer 
unter die Lupe zu nehmen, 

um Gemeinsamkeiten, Unterschiede 
und Bruchlinien unter dem Gesichts-
punkt politischer, kultureller religi-
öser, wirtschaftlicher und  schließlich 
auch verkehrstechnischer Bedeutsam-
keit zu ergründen – bis in die heutige 
Zeit.

1. 	 Slawen, Wikinger und Araber: 
Handel zwischen Haitabu und  
Samarkand.

Seit etwa 3.000 v. u. Z. (vor unserer 
Zeitrechnung) lebten in der Jungstein-
zeit verschiedene finnische, germa-
nische, baltische und slawische Völker 
an den Rändern der Ostsee, deren Ge-
wässer und Flüssen sie für Fischfang 
und deren kargen Boden sie für Land-
bau, Viehzucht und Waldwirtschaft 
nutzten. 

Im 4. Jhd. rückten slawische Stämme 
in die von Germanen verlassenen Ge-
biete nach. Sie entwickelten im Laufe 
der folgenden Jahrhunderte eine eige-
ne Ostsee-Ökonomie mit bedeutenden 
Handels- und Handwerkssiedlungen, 
von denen das bekannteste das germa-
nische Haitabu bei Schleswig ist, dem 
aber die slawischen Niederlassungen 
(z.B. in Reric, Ralswiek und Wolin) in 
nichts nachstanden. Alle diese Stäm-
me besaßen seit Jahrtausenden beste 
Kenntnisse im Schiffsbau, nutzten die 
zahlreichen Küsten,  Seen und Flüsse 
mit ihren flachen, leichten, wendigen 
Booten, verstanden es, diese Fahrzeuge 
mit ihren Waren, wo die Wasserwege 
fehlten, ein Stück über Land zu zie-
hen (z.B. in Hollingstedt in Schles-
wig-Holstein als Verbindung zwischen 
Ost- und Nordsee) und hatten ausrei-
chend Rohstoffe und handwerkliches 
Geschick, um weit in die Hinterländer 
hinein Handel zu treiben. Dabei kamen 
ihnen die oben erwähnten Flüsse (Oder, 
Weichsel, Memel) der nördlichen Tief-
ebenen mit Mündungen in die Ostsee 
sehr gelegen. Vom 8.–11. Jhd. wurde 
der Norden Europas von Skiringssal 
in Norwegen über Birka in Schonen, 
Nowgorod am Ladogasee, die Wolga 
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hinunter bis zum Schwarzen Meer ins 
byzantinische Konstantinopel und 
bis nach Samarkand im arabischen 
Abbasidenreich ein von Stämmen be-
stimmter, „staatenloser“ Handelsbe-
reich. Zahlreiche Münzfunde, über 
ganz Nordeuropa verteilt, belegen die 
weltweiten Kontakte, in denen der 
arabische Silberdirham   neben dem 
karolingischen Denar im Austausch 
die entscheidende Währung darstell-
te. Gehandelt wurden Salz, Honig, 
Felle, Wolle, Tuche, Seide, Keramik, 
Glas,  Bernstein, Wachs, Schwerter 
und Sklaven. 

2. 	 Raubzüge, Staatsgründungen und 
die Unterwerfung fremder Völker

 Bald spielten die skandinavischen Wi-
kinger aus Dänemark und Norwegen 
mit ihren seetüchtigen Drachenbooten 
eine besonders bedeutende Rolle in der 
Ostsee und ab dem 9. Jhd. auch in der 
Nordsee. Ihre wirtschaftlichen Inter-
essen, durch Raubzüge und Handel zu 
Reichtum und später auch zu Sied-
lungsland zu kommen, trieben sie nun 
auch nach England, Irland, Island und 
über den Atlantik nach Neufundland/
Amerika. Als im 11. Jhd. die Silberströ-
me aus Arabien versiegten und krie-
gerische Umstürze die Handelswege 
nach Osten versperrten, wurden sie 
mehr und mehr sesshaft, bis hinunter 
in die Normandie und nach Sizilien. 
Haitabu wurde im Jahr 1050 vom dä-
nischen König Harald geplündert und 
nicht wieder aufgebaut, 1066 eroberte 
der Herzog der Normandie William 
the Conqueror England. Auch rund 
um die Ostsee begannen sich Staa-
ten herauszubilden, die Territorien in 
Besitz nahmen, ein gut organisiertes 
Staatswesen aufbauten, zentrale Herr-
scherfunktionen ausübten und sich 
militärisch hart gegen ihre Nachbarn  
abgrenzten. Im Norden waren es Nor-
wegen, Schweden und Dänemark, im 
Osten das Königreich Polen, Litauen 
und das Großfürstentum Moskau. Die 

baltischen und finno-ugrischen Völker 
schafften es nicht, stabile politische 
Einheiten zu bilden. Sie wurden in der 
Folge von den starken Staaten, den 
Dänen, Deutschen und Russen unter-
worfen.

Passend für diesen Vorgang fand nun 
auch das Christentum als eine zentrale 
Ideologie seine Anerkennung. Vom Erz-
bistum Bremen aus fand es über Ham-
burg, Ripen, Lund und Uppsala seinen 
Weg in die Ostsee-Länder, gefördert 
durch Missionare und Klöster, durch 
deutsche Kaiser und den römischen 
Papst. Wer sich als Herrscher eines fes-
ten Staatswesens etablieren wollte, ließ 
sich taufen, zum Heiligen erklären und 
richtete katholische Bistümer ein. Das 
Russische Reich wurde aufgrund seiner 
engen Kontakte zu Byzanz orthodox. 
Die für drei Jahrhunderte einheitlich 
agierende Handelsregion rund um die 
Ostsee verwandelte sich in eine Welt von 
militärisch und politisch organisierten 
Fürstentümern und Königreichen, die 
sich nun die vorhandenen Ressourcen 
samt der wichtigen  Verkehrswege ge-
genseitig streitig machten, miteinan-
der im Widerspruch gerieten und sich 
bekämpften. 

3. Deutscher Orden und Deutsche Hanse

Ab dem 12. Jhd. erreichte das deutsche 
Reich unter den Staufern durch eine 
verbesserte landwirtschaftliche Pro-
duktion, die militärische Überlegen-
heit ihrer Ritterheere und den aktiven 
Einsatz verschiedener landhungriger 
Herzöge Erfolge in der Landnahme im 
Osten.  So erreichte z.B. der berühmte 
Herzog Heinrich der Löwe von Sachsen 
und Bayern mit Waffengewalt, durch 
kluge Vertragspolitik und konsequente 
Missionierung, dass die Slawen von 
Ostholstein (Ratzeburg) und Meck-
lenburg (Schwerin) seiner Herrschaft 
angegliedert wurden. 

Als der Deutsche Ritterorden aus dem 
Heiligen Land zurückgekehrte, richte-
te er ebenfalls sein Augenmerk auf den 

„deutschen Osten“, um die dort noch 
nicht beherrschten baltischen Völker 
zu unterwerfen, sie ihrer Territorium zu 
berauben und deutsche Siedlungen ins 
Land zu bringen. Der Eroberung Bran-
denburgs, Pommerns und Ostpreußens 
folgte die von Pommerelen, Livland 
und Litauen mit militärischer Gewalt 
oder durch Kaufverträge Sie blieben 
fast 300 Jahre die Herren eines großen 
Reiches. In der Schlacht bei Tannen-
berg 1410 verlor der Deutsche Orden 
einen Großteil seiner Besitzungen an 
das erstarkte polnisch-litauische Kö-
nigreich. Ein bunter Flickenteppich 
von Herrschaften durchzog  jetzt das 
slawische und baltische Land: unab-
hängige Bischöfe und Fürsten, freie 
Städte, weitere Orden und der Wi-
derstand der Bevölkerung ließen eine 
zentrale, einheitliche und dauerhafte 
Herrschaft dieses Gebietes nicht zu. 
Die Wirtschaft dieser Länder und die 
Verkehrswege entlang der Ostsee wur-
den nach dem Willen des Stärkeren 
reguliert.

Im Gegensatz zu diesen Staaten-
bildungs- und Imperiumsversuchen 
hatten die gleichzeitig entstandenen 
großen Handelsbünde und -organisa-
tionen schon eher Erfolg, die Ostsee als 
ein gemeinsames Meer zusammen zu 
fassen. Die  „Deutsche Hanse“, der zur 
Blütezeit fast 250 Städte angehörten, 
machte zwischen dem 13. und 16. Jahr-
hundert das gesamte Ostseegebiet und 
einen Teil der Nordsee von Nowgorod 
über Gotland, Bergen und London bis 
Brügge zu ihrem wirtschaftlichen Ein-
flussbereich. Indem sie ihre Schiffe, die 
Koggen, mit größerem Schiffsraum, 
zentralem Ruder, drei (Rah- und La-
teiner-)Segeln und einem ausladenden 
Vorderdeck  ausgestattet hatten, konn-
ten sie schneller, sicherer und billiger 
als bisher die Ost- und Nordsee durch-
kreuzen. 

Sie erwarben durch Verträge mit Kö-
nigen, Städten und Regionen Privilegien 
über Stapelrechte, Hafennutzungen 
und Durchfahrtsrechte (vor allem im 
Sund vor Dänemark). Sie übten städ-
tische Autonomie aus, einigten sich 
unter dem Vorsitz Lübecks auf ihren 
Hansetagen auf ein gemeinsames Vor-
gehen, zettelten Kriege an und scheuten 
sich nicht, zur Erreichung ihrer Ziele 
auch Handels- bzw. Hungerblockaden 
durchzuführen. Rheinländische und 
flandrische Händler ergänzten die bis-
herigen Waren durch neue luxuriöse 
Produkte die im Austausch mit kostba-
ren Waren aus den östlichen Ländern 
gehandelt wurden: Leinen, Holz, Pech, 
Teer, Gewürze, Wein und Metall. Aber 
vor allem war es der Ostsee-Hering als 
Grundnahrungsmittel im Mittelalter 
und das Salz aus Lüneburg als Kon-
servierungsmittel, das die Ostseewirt-
schaft zu größter Blüte führte. 

Nach dem Erstarken der englischen 
und niederländischen Staaten über-

Wikinger Schiffe in einer Darstellung aus der 2. Hälfte des 11. Jahrhunderts (Teppich von 
Bayeux, Normandie)
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nahmen  diese mit ihren Schiffen in 
der Folge die Vorherrschaft in den bei-
den Meeren und bald darauf auch auf 
den neu entdeckten Weltmeeren. Die 
Hanse ging keineswegs wirtschaftlich 
zugrunde, aber sie verlor ihre Privile-
gien und Vorherrschaft. Bis heute wird 
in den nordischen Gefilden gerne an 
ihr nichtstaatliches Kaufmanns- und 
Wirtschaftsverhalten in der Ostsee er-
innert und heraufbeschworen, „dass  es 
modellhaft wieder wie zu Hansezeiten 
sein könnte“. 

4. 	 Reformation und imperiales Groß-
machtstreben

Ab 1500 setzte sich in fast allen Ost-
seeländern – außer in Russland und 
Polen – die Reformation durch. Sie 
fand sowohl in den freien Städten und 
beim „Deutschen Orden“, als auch in 
den Bistümern, Fürstentümern und 
Königreichen schnelle Zustimmung. 
Meistens wurde nach offiziellen Be-
schlüssen von Bürgern und Parlamen-
ten das Luthertum als Konfession ge-
wählt, aber manchmal war es auch 
der Calvinismus (Schweden) und in 
den folgenden Jahrhunderten auch der 
Pietismus und die Herrnhuter Brüder-
bewegung. In Russland spalteten sich 
ebenfalls Altgläubige von den bishe-
rigen Orthodoxen. Die Ostsee wurde zu 
einem multireligiösen Bereich. 

Der Übernahme der neuen Religi-
on folgte zumeist die Enteignung der 
Klöster- und Kirchengüter zu eigenem 
Vorteil (der Deutsche Orden wurde z.B. 
weltliches Herzogtum). Auch ermög-
lichte die neue Glaubensrichtung, die 
schon im Hansebund zutage getretene 
städtischer Eigenständigkeit zu si-
chern und nationale Unabhängigkeit 
vom römischen Papsttum zu erlangen. 
Dass „jeder nach seinem eigenen Glau-
ben selig werden konnte“, schuf eine 
von kirchlicher Bevormundung be-
freite individuelle Lebenshaltung und 
förderte mit dem freien beruflichen 

Fortkommen, auch die Entwicklung 
kapitalistischer Strukturen und einen 
wirtschaftlichen und kulturellen Auf-
schwung am Rande der Ostsee. 

Die neuen Glaubensgemeinschaften, 
die sich vor allem im Norden Euro-
pas herausbildeten, konnten auf kei-
nen Fall von der katholischen Kirche 
und dem Heiligen Römischen Reich 
Deutscher Nation akzeptiert werden. 
Es kam zwar zu  gegenseitigen Dul-
dungsverträgen, aber mehr noch zu 
wiederholten und lang andauernden 
kriegerischen Auseinandersetzungen. 
Davon war der 30jährige Krieg von 1618 
bis 1648 der schrecklichste. An ihm 
beteiligten sich auch die nordischen 
Staaten Dänemark und  Schweden 
unter den Königen Christian IV. und 
Gustav II. Adolf. Letzterer versuchte 
als der „Löwe aus Mitternacht“ das 
Luthertum gegen die katholische Front 
der Generäle Tilly und Wallenstein zu 
verteidigen. 

Im Westfälischen Frieden von 1648 
konnte Schweden erstmalig deutsche 
Gebiete an der Ostsee (in Mecklenburg) 
unter seine Herrschaft bekommen. 
Das inzwischen absolutistisch regier-
te Land wollte nun im Ostseeraum ein 
großes schwedisches Imperium errich-
ten. Gut 100 Jahre lang bis in die Mitte 
des 17. Jahrhunderts folgten Krieg auf 
Krieg zwischen Schweden und seinen 
wechselnden Gegnern  Dänemark, Po-
len und Russland. Eine wirtschaftliche 
Verbesserung für Handel und Wandel 
brachten diese imperialen Zentrali-
sierungsversuche kaum. Im Gegen-
teil: das eigene Land blutete finanzi-
ell so sehr aus, dass Schweden seine 
Großmachtpläne schließlich aufgeben 
musste. Die Wirtschaftskraft seines 
kleinen Landes war trotz des produk-
tiven Reichtums an Erzen, Holz und 
Landwirtschaft nicht in der Lage, die 
nötigen Summen zur Beherrschung des 
Meeres aufzubringen. 

Hingegen konnte der inzwischen 

auf Modernisierung bedachte rus-
sische Zar Peter der Große nicht nur 
seinen schwedischen Gegner 1709 in 
der Schlacht von der Poltava besiegen, 
sondern er und seine Nachfolger wa-
ren auch in der Lage, in den folgenden 
zwei Jahrhunderten, ja bis hinein ins 
20., dieses große, an Arbeitskräften 
und Bodenschätzen reiche Russland 
ständig nach allen Himmelsrichtungen 
zu erweitern (bis ans Eismeer, ans 
Schwarze und ans Kaspische Meer). 
Auch wichtige Teile an der südlichen 
und östlichen Seite des „Mare Balti-
cum“ mit Teilen Finnlands und des 
Baltikums wurden von Russland dau-
erhaft besetzt. Wenn in kriegerischen 
Zeiten für Russland der Weg durch die 
Ostsee versperrt war, konnte es mit 
Hilfe der schon von Peter dem Großen 
errichteten Kanalbauten ins nördliche 
Eismeer ausweichen. Das geschah im 1. 
und 2. Weltkrieg ebenso wie in der Zeit 
des „Kalten Krieges“. 

5. Neuordnung Europas und der Ostsee

Seit dem 19. Jhd. hatte Russland dauer-
haft mit dem Widerstand der baltischen 
Provinzen zu rechnen, die für ihre nati-
onale Unabhängigkeit kämpften. 1918 
wurde Finnland, Estland, Lettland 
und Litauen diese vom Völkerbund zu-
gestanden. Ab 1940 folgte noch einmal 
eine Phase des Anschlusses an die aus 
zahlreichen autonomen Staaten beste-
hende Sowjetunion. Als diese 1989/90 
zusammenbrach, erreichten die bal-
tischen Staaten – dieses Mal mit Un-
terstützung  der UN und der Weltmacht 
USA – erneut ihre Unabhängigkeit. 
Kaum selbständig geworden, drängten 
sie mit Vehemenz in die Europäische 
Union, was allerdings auch von der 
eigenen Bevölkerung zum Teil sehr 
kritisch gesehen wurde.

Nach dem Ende des letzten Welt-
krieges und dem Beginn des „Kalten 
Krieges“ war die Ostsee deutlich in 
zwei wirtschaftliche und politische 
Lager gespalten. Die skandinavischen 
Länder und Finnland versuchten zwar 
eine gewisse Neutralität zwischen den 
Blöcken zu wahren, und zwischen 
ihnen einen Ausgleich zu schaffen. 
Aber auch die bekannte schwedische 
Vermittlungsstrategie war letztlich 
erfolglos. Das Meer wurde zu einem 
Aufmarschgebiet für die Nato und be-
trieb vorrangig den Warenaustausch 
der kapitalistischen Länder. Der Ost-
seehandel des „Ostens“ wurde über das 
Eismeer umgeleitet. Moskau forderte 
seine westlichen Gegner auf, das Meer 
wieder zu einem „Meer des Friedens“ 
zu machen. Das war es im Laufe der 
Jahrhunderte nur selten gewesen. 

Die Ostsee: Jetzt Binnenmeer der EU 

Erstmals in ihrer Geschichte strebt 
nun die Europäische Union eine Stra-
tegie auf überregionaler Ebene an. Die 

Die Warenströme der Hanse
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Europäische Kommission ist vom Eu-
ropäischen Parlament beauftragt, bis 
Juni 2009 den Entwurf für eine Ost-
seestrategie vorzulegen. Diese Strate-
gie soll dazu dienen, die „dringenden 
Probleme der Ostseeregion auf den 
Gebieten Umwelt, Wirtschaft, Infra-
struktur und Sicherheit zu erkennen 
und zu bewältigen“ (so der Mandatsbe-
schluss des Europäischen Parlamentes 
vom Herbst 2005).

Die EU-Kommission nennt die Ent-
wicklung des Ostseeraumes seit dem 
Zusammenbruch der UdSSR eine „Er-
folgsgeschichte der europäischen In-
tegration“. Lag 1989 die Ostsee noch 
weitgehend außerhalb des Horizontes 
der EU – von damals sieben Anrainer-
staaten waren lediglich Dänemark und 

Westdeutschland Mitglieder der EU 
– so hat sich zwei Jahrzehnte später 
die geopolitische Situation grundle-
gend verändert. Acht von neun Ost-
seeländern sind heute EU-Mitglieder. 
Neben Dänemark und Deutschland 
auch Schweden, Finnland, Estland, 
Lettland, Litauen und Polen. Die Ost-
see ist so fast zu einem Binnenmeer der 
Europäischen Union geworden. Aber 
eben nur fast: Die Russische Födera-
tion, einschließlich der Exklave Kali-
ningrad, steht außerhalb der EU. Eine 
Ostseestrategie, das wäre dann nicht 
nur eine neue Dimension von europä-
ischer Innenpolitik, sondern auch ein 
Prüfstein für die Weiterentwicklung 

der Beziehungen der EU zu Russland.
Trotz und wegen der Globalisie-

rung verlaufen durch die Ostsee eini-
ge von Europas wichtigsten Handel-
wegen. Das Gebiet um die Ostsee ist 
Lebensraum für 106 Millionen Men-
schen. Er beherbergt eine Schiffsin-
dustrie von Weltrang, hochinnovative 
Unternehmen, sowie einige der welt-
weit renommiertesten Universitäten. 
Landschaften und Kultur rund um die 
Ostsee ziehen in jedem Jahr Millionen 
von Besuchern an. Ungefähr 90 Pro-
zent des Handels innerhalb der Region 
wird auf dem Seeweg abgewickelt: Je-
den Tag fahren etwa 2000 Schiffe über 
die Ostsee. Auf der in der Einleitung 
zitierten Hafenkonferenz der „Baltic 
Port Organisation“ (BPO) in Lübeck 

im September 2008 
waren die Teilneh-
mer ungebrochen 
euphorisch. Ziel sei 
ein enges Netzwerk 
der Häfen. „Wir 
brauchen gemein-
same Standards 
in den Häfen, z. B. 
bei den Ladesyste-
men.“ Und wo die 
Reise hingehen soll, 
erläuterte Dr. Ma-
ciej Matczak von 
der Maritimen Uni-
versität in Gdingen: 
Bis 2020 würde das 
Warenvolumen auf 
der Ostsee um 54 
Prozent wachsen: 
„Auf Schiffen wer-
den dann pro Jahr 
471 Millionen Ton-
nen transportiert 
und nur 272 Mil-
lionen Tonnen auf 
Straße und Schie-
ne. Die Ostseehäfen 
werden boomen!“

Dies zeigt ei-
nerseits die Wirt-
schaftskraft und 
die starke Verflech-
tung dieser Region. 

Gleichzeitig ist 
damit der Start-

schuss zu gnadenloser Konkurrenz ge-
geben: Nynäshamn, südlich von Stock-
holm macht sich Hoffnungen auf den 
Bau eines der größten Schwedischen 
Umschlaghäfen. Mit dem 185-Millio-
nen-Euro-Projekt hofft die Stadt, ein 
ordentliches Stück vom Kuchen des 
ständig wachsenden Ostseehandels ab-
zubekommen.

Neben den Warenströmen erhöhen 
sich sprunghaft die Zahlen des Passa-
giertransportes. Der absolute Markt-
führer auf der Ostsee ist die estnische 
Reederei Tallink. Vor einem Jahr über-
nahm die bis dahin von der Konkurrenz 
nicht so recht ernst genommene est-
nische Reederei den großen finnischen 

Rivalen Silja Line. Nun betreibt dieser 
Konzern 21 Schiffe auf sieben Routen 
zwischen Finnland, Schweden, Est-
land, Lettland und Deutschland. Zum 
Vergleich: Die erst kürzlich von ihrem 
dänischen und deutschen staatlichen 
Besitzern verkaufte Scandlines läuft 
mit nur 13 Schiffen gerade mal zwei 
Häfen im Baltikum und einige in Skan-
dinavien an.

Es sind immer weniger, dafür immer 
größere Akteure auf der Ostsee un-
terwegs. Viele Reedereien bauen ihre 
Kapazitäten aus, die besser für den 
Waren- und Lkw-Transport geeignet 
sind. Besonderer Bedarf besteht an 
einem Ausbau der Tankerflotte in der 
Ostsee.

2001 weihte der russische Präsident 
Putin persönlich den Ölhafen Primorsk 
ein. Von hier, tief im finnischen Meer-
busen nahe der Metropole St. Peters-
burg, will Russland einen Großteil sei-
ner Ölexporte in Zukunft abwickeln. 
Im Einweihungsjahr wurden über den 
Ölhafen gerade mal zwölf Millionen 
Tonnen Rohöl verschifft; im Jahr 2006 
waren es bereits 75 Millionen; Ende 
2008 dann 120 Millionen Tonnen.

Aber: Die Wirtschaftskraft ist sehr 
ungleich in dieser Region verteilt. Zwar 
leben hier 23  Prozent der EU-Bevöl-
kerung; sie erwirtschaften aber nur 
16 Prozent des europäischen Brutto-
inlandproduktes. Hinzu kommt das 
hohe Umweltrisiko. Ungewöhnlich 
lange  –   25 bis 30 Jahre – dauert der 
Wasseraustausch der Ostsee. Alles was 
an Dreck durch die Anrainer und den 
Schiffsverkehr in die See gerät, bleibt 
dauerhaft im Meer liegen. „Es ist nicht 
mehr die Frage, ob ein Unglück ge-
schieht, sondern wann“, heißt es im 
finnischen Umweltministerium.

Hier will nun die EU-Kommission 
wirtschaftliche und auch ökologische 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
fördern. Ähnlich, wie sie das in ande-
ren Randgebieten der EU wie Portugal, 
Irland und Griechenland gemacht hat. 
Rund 300 Millionen Euro will Brüssel 
zum Ausbau von Häfen bereitstellen. 
Um koordiniert an das Geld heran-
zukommen, haben sich Ostseehäfen 
in Deutschland, Litauen, Polen und 
Schweden zusammengeschlossen. Die 
Initiative des Europäischen Parla-
mentes zur Erarbeitung einer Ostsee-
strategie blieb jedoch zunächst ohne 
Widerhall. Obwohl sie das Europäische 
Parlament im November 2006 noch-
mals bekräftigt hat. Weder Finnland 
noch Deutschland wollten die Initiati-
ve während ihrer Ratspräsidentschaft 
2006 und 2007 aufgreifen. 

Erst die schwedische Regierung mach-
te sich die Ostseestrategie mit Blick 
auf ihren Vorsitz im zweiten Halbjahr 
2009 zu eigen.            Edda Lechner
Lesenswert zum Thema:  
Andrea Komlosy (Hg.) 
„Ostsee 700 – 2000“, Wien 2008 

   Anzahl der Schiffsbewegungen in der Ostsee
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Hörst Du Plato 
Die Signale
Im Max-Planck-Institut für Biochemie / 
Neurobiologie in Martinsried bei Mün-
chen wurde am 3. April eine Ausstellung 
mit Bildern von Stefan Britt und seiner 
leider schon verstorbenen Frau Carol 
Irmhoff eröffnet. Wir dokumentieren hier 
die Einführungsrede von Frau Elisabeth 
Adebola (s. Foto, rechts), die die Kunst-
ausstellungen in dem Institut organisiert. 
Außerdem zeigen wir das Bild von Stefan 
Britt, das der Ausstellung ihren Namen 
gegeben hat („Hörst Du Plato Die Si-
gnale“), sowie das autobiografische Bild 
„Zähl mich für zwei“, das Erinnerungen 
an den Kampf gegen Soldaten der Sowjet-
union aufarbeitet, die die Gefahr für ihr 
Land aus dem Westen nachhaltig beseiti-
gen wollten. Die Texte zu den Bildern hat 
Stefan Britt selber verfaßt. – Die feinfüh-
ligen Arbeiten von Carol Irmhoff können 
hier leider nicht adäquat wiedergegeben 
werden. � Hans Waschkau

Die Ausstellung kann noch bis zum 29. Mai besichti-
gt werden (täglich von 9 – 19 Uhr, am Empfang nach 
der Ausstellung fragen). Das Institut ist erreichbar 
mit Auto (Adresse: Am Klopferspitz 18, 82152 Mar-
tinsried), mit Bus 266 ab Grosshadern (U6) bzw. ab 
Planegg (S6), Haltestelle Max-Planck-Institut oder 
ab Klinikum Grosshadern zu Fuß (15 Minuten).

Hörst Du PLATO Die Signale?

PLATO: „Eigentlich sollten die Philosophen das 
alles regieren!“ – SOKRATES: „Ja, so wäre es am 
besten!“ – ARISTOTELES: „Am besten? Ja ja, 
das sind wir!“

EVOLUTION: Auf Körperlänge an ein erwünschtes 
Beutetier herangeschlichen, wird die keulenför-
mige Zunge herausgeschossen, die Beute angeleimt 
und in das Maul zurückgerissen, wo sie zwischen 
den Zähnen zermalmt wird. Das Schießen der Zun-
ge veranlaßt ein sinnreicher Mechanismus, bei dem 
die Zunge über einen Zungenbeinknorpel durch 
Muskelkontraktionen in starke Spannung versetzt 
wird, die beim Lösen der Arretierung das verdickte 
Ende aus dem Maul herausschnellen lässt. Die in 
allen warmen Teilen der Erde heimische Reptili-
enart ist als Baumbewohner höchst vollkommen 
an eine Lebensweise im Geäst angepasst. Es kann 
auch seine Farbe ändern. Das dient gewöhnlich 
nicht der Angleichung an die Umgebung, sondern 
es drückt in erster Linie den Erregungszustand des 
Tieres aus. (Frei zitiert aus: „Das große Lexikon 
der Tiere“.)
SINFONIE FÜR FABRIKPFEIFEN: Nach Ideen 
der revolutionären Dichter Gastew und Majakow-
ski und mehreren Experimenten in Industriestäd-
ten wie Nischni-Nowgorod und dem späteren Le-
ningrad fand die erste großangelegte Aufführung 
am 7. November 1922 in Baku statt. Der Chormeis-
ter stand gut sichtbar auf dem höchsten Fabrikdach 
und dirigierte mit Signalflaggen den Einsatz für 
die Mitwirkenden: Die Nebelhörner der gesamten 
kaspischen Flotte, alle Fabriksirenen, zwei Batte-
rien Artillerie, mehrere Infanterieregimenter, eine 

Hörst du PLATO die Signale? – Alles was 
uns begegnet, versuchen wir zu erklären. 
Heute begegnen uns Ihre Bilder – Bilder 
von hintergründiger Phantasie und My-
thologie. Mythos und Logos sind beides 
Erklärungsmethoden der Welt. Der My-
thos versucht dies durch Geschichten, 
Gedichte, Sagen – BILDER. PLATON 
steht für den Wechsel der Methode zur 
Erklärung der Welt.
Vom Mythos zum Logos – Logos ist die 
rationale Erklärung der Welt. Hinschau-
en in der Wissenschaft bedeutet meist 
auswerten von Fakten. Fakten, die als 
Ergebnisse unserer Forschung von uns 
selbst geschaffen wurden. Sie drücken 
sich meist in nüchternen Zahlen aus. 
Ganz anders Ihre Bilder – wenn sie uns 
morgens beim Betreten des Foyers be-
gegnen. Die Phantasie des Künstlers – die 
Vereinigung von Figuren und Symbolen 
beeindruckt unsere Sinne und hinter-

fragt die zum Teil mystische und hinter-
gründige Ausdrucksweise.
Hier im Tempel der Minerva – Minerva, 
die Göttin der Weisheit aber auch der 
Kriegsführung, die Göttin der Kunst und 
die Hüterin des Wissens. Minerva, das 
Logo der MPG – verpflichtet uns geradezu 
die Signale Ihrer Bilder – die Signale der 
Zeit im Sinne von Plato zu verstehen. Das 
Einwirkenlassen von Eindrücken – nicht 
gleich das Auswerten. Die Darstellung in 
Ihren Bildern auf uns wirken zu lassen 
– als Übergang vom Möglichsein zum 
Sein. – Als Geschenk Ihrer Bilder steht 
am Ende die Analyse des Einzelnen. Der 
Vollzug vom Mythos zum Logos – hin zu 
Plato … In farbenfrohen, ausdruckstar-
ken Bildern, die in ihrer Symbolhaftig-
keit und Komposition explosiv auf jeden 
Betrachter wirken. Wir bedanken uns für 
den Genuss und die Freude und auch für 
den Impuls zum Nachdenken.�

Einführungsrede zur Ausstellung   Von Elisabeth Adebola
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Warum fahren die mit ihrem Kasten 
plötzlich rückwärts, schon nach dem ers-
ten Abpraller unserer Achtacht? Statt ih-
rerseits zu schießen? Dann wären wir jetzt 
bereits im Arsch, wenn auch kaum im 
Himmel. Beim Reinkippen in die schüt-
zende Mulde haben wir sie dann erwischt, 
an der verletzlichen Unterseite. Bumm, al-
les brennt. Auch die Menschen, die da drin 
waren? – Statt sich über das geschenkte 
eigene Leben zu freuen, funktionieren die 
jugendlichen Totmacher weiter. Beson-
ders der Angeber mit dem Rechenschie-
ber. Das Einstellen der Zünderlaufzeit, 
„Hochgezogene Sprengpunkte“ (über die 
Köpfe der noch nicht toten) und ähn-
liche Feinheiten waren meine Spezialität. 
Nachdenken über alles kommt erst 50 

oder 60 Jahre später.  – Einen Fremden 
kann man natürlich schneller verurteilen. 
So zum Beispiel Einstein wegen Hiroshi-
ma. Gewissermaßen als Nebenwirkung 
für mich wurde der Berufswunsch meiner 
Jugend, Atomphysiker zu werden, gleich 
mit in die Luft gesprengt. Was ich heute 
mache, ist nicht so wichtig. Hauptsache, 
Schluss mit Leute umbringen. – Der Mann 
mit der klassischen Panzermütze aus Filz 
kam in der Nacht aus einer Fernsehsen-
dung zu mir. Später immer öfter. Die tote 
Ziege gehört zu einem lustigen Reiterspiel 
der Dorfbewohner dort in Tadschikistan. 
Er hat immer gewonnen. Langsam hab ich 
begriffen, daß er mir zeigen will, daß er 
noch lebt. „Zähl mich für zwei!“ war das 
Ende der Botschaft. �

Künstlerisches Selbstverständnis 
von Stefan Britt

Kunst als Selbsttherapie. Für Dinge, die 
keiner bestellt hat, gibt’s auch keine Be-
zahlung. Den Nutzen hat, wie der Name 
schon sagt, eben jeder selbst.
Kunst für die Privilegierten. Wer hohe 
Preise erzielt, gilt als Künstler. Bezeich-
nungen wie „nicht unoriginell“, „zur Zeit 
in“, oder „so noch nicht gesehen“ dienen 
als Nachweis für Qualifikation.
Kunst für Unterprivilegierte. Für diese 

Zielgruppe zu arbeiten, ist wenigstens 
kein Grund sich zu schämen. Wenn je-
mand sich der Masse gegenüber als Herr-
scher oder Aristokrat betrachtet, „dann 
braucht die Masse ihn nicht, auch wenn 
er ein Genie ist.“ (Mao Tse-Tung)

Stefan Britt: Geboren 1926 in einem 
Hochgebirgstal im Salzburger Land. 
Schöne Zeit unter Tieren und Dorf-
jugend. Später (als Soldat) Menschen 
umgebracht. Wichtige Erfahrungen in 
russischer Kriegsgefangenschaft.

Frühestes Berufsziel: Atomphysik. Nach 
Hiroshima storniert und ersetzt durch 
weniger gefährliche Tätigkeiten: Dru-
ckereiarbeiter, Holzfäller, Baletttänzer, 
Schaufenstersdekorateur, Lehrer für 
Aktzeichnen, Bildermacher.

Carol Irmhoff. 1930–2008. Geboren in 
Halifax, Canada. Berufstätigkeit als 
Lehrerin an öffentlichen Schulen, spe-
ziell für behinderte Kinder. Reiste nach 
Europa, um Kunst zu studieren. So bei 
Professor Stavi Soucek in Salzburg.�

Maschinengewehr-Abteilung, acht Was-
serflugzeuge und endlich Chöre, in die 
alle Zuhörer einstimmten.
BORIS GROYS vergleicht das revolu-
tionäre Subjekt in seinem Buch „Das 
kommunistische Postskriptum“ mit dem 
Künstler, „dessen Sprache ebenfalls 
rein performativ ist. Der Künstler be-
gründet seine Kunst nicht, er erklärt sie 
auch nicht. Er agiert im Offenen – als 
ein Offener. Kunst zu machen bedeutet, 
zu verfügen, daß die Dinge so und nicht 
anders sein sollen – und zwar ohne jede 
,objektive‘ Begründung … Wenn eine 
Kunst wie Kunst aussieht, gilt sie nicht 
als Kunst, sondern als Kitsch. Wenn die 
Kunst wie Nicht-Kunst aussieht, ist sie 
einfach Nicht-Kunst. Die Kunst soll wie 
Kunst und gleichzeitig wie Nicht-Kunst 
aussehen, um als Kunst anerkannt zu 
werden.“�

ZÄHL MICH FÜR ZWEI!
Bildermacher: ALASKA BASILIUS BRITT JEDLITSCHKA
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Meine beiden Fragestellungen sind 
theoretischer Natur. 

Es ist zuerst die Frage nach den Be-
dingungen und den Ursachen jener 
Entwicklung des deutschen Parteien-
systems, die von allen Parteienfor-
schern übereinstimmend als durchaus 
krisenhaft beschrieben wird. Herbst 
der Volksparteien (F. Walter), Verlust 
an Mitgliedern, sinkende Wahlbeteili-
gung, Übergang von der Parteienbin-
dung zur Lagerbindung (J. Raschke), 
Verdrossenheit und Ansehensverlust 
usw. Und es ist als zweite die Frage 
nach den Außenbeziehungen, der Rolle 
der Parteien im politischen System.

Ich werde die Fragen hier nicht be-
antworten können, die Fragestellungen 
selbst sollen aber begründet werden. 
Ich denke, dass sie in der Parteienfor-
schung zuwenig Beachtung gefunden 
haben.

I.	 Wenn über die Ursachen der 
Veränderungen gesprochen wird, dann 
wird auf gewandelte Rahmenbedin-
gungen verwiesen (etwa auf Globa-
lisierung, Wiedervereinigung, De-
mographie usw. bei O. Niedermayer) 
und es wird, das ist m. E der einzige 
entwickelte Ansatz zur Analyse der 
Bedingungen der Veränderung der 
Parteienlandschaft, der milieutheore-
tische Ansatz benutzt (F. Walter).

Wenn es richtig ist, dass die wesent-
liche Funktion von Parteien die der 
Mediation zwischen Volk und Staat 
ist, dann setzt der milieutheoretische 
Erklärungsansatz F. Walters am einen 
Pol, am Volk an. Es wäre zu fragen, ob 
diese Analyse nicht durch eine nähere 
Betrachtung des andern Pols, des Staa-
tes, zu ergänzen wäre.1

Ein etwas altmodisch klingender Be-
griff könnte hier weiterhelfen: Regier-
barkeit des Staates. Es ist dies der kom-
plementäre Begriff zu dem gebräuch-
licheren der Regierungsfähigkeit der 
Parteien. Unter Regierbarkeit will ich 
mit W. Hennis die Fähigkeit verstehen, 
Herr der Bedingungen zu sein, die das 
Regieren bestimmen. Dabei geht es im 
Kern um jene Veränderungen, die den 
Nationalstaat seit dem zweiten Welt-
krieg zunehmend seiner Autarkie und 
Souveränität beraubten. Kurz: Die Fä-
higkeit des Staates, seine klassischen 
Staatsaufgaben wahrzunehmen und zu 
erfüllen.2

Meine erste These wäre, dass die 
langfristigen Veränderungen des Par-
teiensystems und der Parteien aus 
dem Wandel der Milieus des Volkes 
und aus dem Verlust an Regierbarkeit 
des Staates und einer entsprechenden 
Neubestimmung der Rolle und Funkti-
on des Staates, der Staatsaufgaben, zu 
erklären sind.

Der Vorteil dieser Fragestellung ist 
darin zu sehen, dass sich der Wandel 
der Parteien und des Parteiensystems 
so als programmatischer Lern- und 
Anpassungsprozess an die veränderten 
Bedingungen staatlichen Handelns, 
Regierens, darstellen lassen.3

II.	 Die zweite Frage ist die nach 
der Stellung der Parteien im politischen 
System. 

Die Parteienforschung tendiert da-
hin, die Parteien und das Parteiensys-
tem zu  beschreiben und zu analysie-
ren. Gegenstand ist auch der Zusam-
menhang von Parteiensystem und Ko-
alitionsbildung. Weniger thematisiert 
wird dagegen, wie Veränderungen der 

Parteien- und Koalitionskonstellati-
onen jeweils den Charakter des parla-
mentarischen Regierungssystems ver-
ändern. Obwohl es Arbeiten wie die 
von F. Decker zu parlamentarischem 
System und Parteienlandschaft gibt, 
bleibt die Darstellung der Zusammen-
hänge von Parteiensystem, Parteien 
und den jeweiligen Charakteren des 
Regierens („System Adenauer“, Sys-
tem Kohl“ usw.) weitgehend den Feuil-
letons überlassen.4

Meine zweite These ist nun die, dass 
unter den veränderten Bedingungen 
(des Volkes und des Staates) die Par-
teien eine Entwicklung genommen ha-
ben (als Versuch der Anpassung), die 
sie heute nur noch eingeschränkt ihre 
Kernfunktion der Mediation erfüllen 
lassen.

Zur Erinnerung: Die Parteien der 
Weimarer Republik konnten das deut-
sche Volk nicht mediatisieren, die vor-
demokratischen und die industriellen 
Interessen nicht assimilieren. Das 
Grundgesetz setzte mit Art. 21 den 
Rahmen dafür, dass dies sich nicht 
wiederholen konnte.

Das Parteiensystem hat dann sehr 
rasch jenen Weg gewählt, der von W. 
Hennis als „Weg in den Parteienstaat“ 
bezeichnet worden ist.  Die Parteien 
bekamen, verfassungsrechtlich befeu-
ert durch die Idee G. Leibholtz’, dass 
der in den Parteien akkumulierte Wil-
le identisch war mit dem Willen des 
Volkes, die Parteien das Sprachrohr 
des mündig gewordenen Volkes seien 
– und zwar das einzige, eine Stellung, 
die sich aus dem GG so nicht wirklich 
ableiten ließ und an die die Verfasser 
nicht gedacht hatten.

Zwei Prozesse beschrieb W. Hennis 

Vortrag von Dr. Harald Pätzolt im Gesprächskreis „Parteien und soziale Bewegungen“ der rls, 21.4.2009

Parteien zwischen Staat und Volk – ist der 
Weg in den Parteienstaat heute zu Ende ?

Wir dokumentieren unten einen Bei­
trag aus der Diskussion der Rosa-
Luxemburg-Stiftung (rls). Die im 
Bundestag bzw. in den Landtagen 
vertretenen Parteien können partei-
nahe Stiftungen errichten, die aus 
dem Haushalt des Bundestags oder 
der Landtage erhebliche Mittel zuge-
wiesen erhalten. Das Gesetz weist den 
Stiftungen Aufgaben der politischen 
Bildung in einem weiten Sinne zu. Die 
Stiftungen arbeiten bis zu einem ge-
wissen Grade von den Parteien unab-
hängig. Während Parteidiskussionen 
in aller Regel entscheidungszentriert 
sind (welche Forderung wird erhoben, 
wer wird aufgestellt, mit wem koaliert 
man u.ä.) werden die Stiftungen idea-

lerweise „ergebnisoffen“, tätig, sie 
übernehmen von den Parteien, denen 
sie nahe sind, Fragestellungen, die sie 
nach eigenem Ermessen bearbeiten. 
Die Rosa-Luxemburg-Stiftung (rls) 
steht der LINKEN nahe. Wegen der un-
terschiedlichen Entwicklungsgrades 
der Landesverbände hat die rls das 
elastische Konzept des „Stiftungsver-
bundes“ entwickelt. So ist die Stiftung 
in den Bundesländern, in denen eine 
parlamentarische Präsenz im Landtag 
nicht besteht, gleichwohl durch von ihr 
geförderte Kooperationspartner (ein-
getragene Vereine) vertreten, die in den 
Bundsländern nach eigenem Ermes-
sen aktiv werden. So wie die Stiftung 
gegenüber der regionalen Ebene auf 

Kooperationsmöglichkeiten bedacht 
ist, führt sie zentral zu einer ganzen 
Reihe von Themen „Gesprächskreise“. 
Eine Liste solcher regionaler Einrich-
tungen und auch der Gesprächskreise 
sowie Unterlagen und Dokumente zu 
ihrer Arbeit sind über die Internet-
plattform der rls http://www.rosalux.
de zugänglich. Das folgende Thesenpa-
pier von Harald Pätzolt lag der  jüngs-
ten Beratung des Gesprächskreises 
„Parteien und soziale Bewegungen“ 
vor.  – Hoffentlich lässt sich die Partei 
auf das hier angerissene Thema disku-
tierend ein, es wäre das eine Möglich-
keit, Erfahrungen des Parteilebens zu 
verarbeiten, statt bloß daran zu leiden. 
� Martin Fochler
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schon früh: den der sogen. „Überdeh-
nung“ des parteienstaatlichen Ele-
ments innerhalb der politischen Ord-
nung und den der „Abkopplung“ der 
Parteien von der autonomen Willens-
bildung des Volkes.

Die Phänomene der Überdehnung 
sind bekannt: Erstens die Ausweitung 
der staatlichen Parteienfinanzierung, 
Ämterpatronage und Pfründewesen, 
das Eindringen der Parteien in alle 
möglichen Bereiche der Gesellschaft, 
in Rundfunk und Verwaltungen auf 
allen Ebenen. Er soll schließlich in 
allen Gebieten des öffentlichen Lebens 
bei der Willensbildung des Volkes mit-
wirken. Zweitens: Der Parteienstaat 
hat die Fähigkeit erworben, sich selbst 
zu erweitern und mit Ressourcen und 
Kompetenzen zu versorgen. Heute ist 
das Eindringen der Parteien in Par-
lament und Regierung soweit fortge-
schritten, man bedenke die riesigen 
Apparate der Fraktionen, so dass  P. 
Lösche wohl zurecht der Meinung ist, 
der Verlust des Rumpfes, des Teils der 
Partei, der Volk ist, würde den Begriff 
der „Parties in government“ rechtfer-
tigen.

Die Stellung der Parteien war ver-
bunden mit der Verbannung anderer 
Akteure, etwa der Kirchen und der 
Gewerkschaften, in den „politischen 
Vorraum“. Diese waren nun auf Lobby-
ismus angewiesen, die Unternehmer-
verbände kamen hinzu. Verbandsin-
teressen wurden durch Parteien als 
„Transmissionsriemen“ in die Politik, 
d.h. in staatliches Handeln, über-
setzt.5

Diese Entwicklung wird seit einiger 
Zeit wieder zurückgenommen. Wirt-
schaftsverbände sind ganz unmittel-
bar in Regierungen und Ministerien 
präsent. Und die Gründungsgeschichte 
der WASG und der LINKEN war durch 
direkte gewerkschaftliche Interventi-
onen geprägt. Wenn H. Schmidt fragt, 
ob denn die Bundesländer Regierung 

und Opposition brauchen und ob nicht 
gute Verwaltung besser sei, dann weist 
er auf ein weiteres Feld des Bedeu-
tungsverlustes der Parteien hin. Für 
die Kommunen wird dies schon lan-
ge diskutiert. Die Parteien haben sich 
auch hier breitgemacht. Es zeigen sich 
die Probleme deutlich und es gibt neu-
ere Entwicklungen, positive wie ver-
stärkte Teilnahme von Wählerinitia-
tiven an Kommunalwahlen. Negative 
Entwicklungen gibt es, allerdings noch 
nicht in Deutschland: Unternehmen 
gründen einfach Parteien.

Fazit: Parteien, die sich derart auf-
gebläht und in Staat und Gesellschaft 
breit gemacht haben, mediatisieren we-
niger zwischen Volk und Staat als dass 
sie sich selbst als Eigner des Staates 
und der politischen Macht gerieren.

Aber wer rückt ein? Wer repräsentiert 
Interessen, die heute Parteien nicht 
mehr repräsentieren können? Die gän-
gige Antwort der Parteien: Die Par-
teien, wenn sie sich reformieren, besser 
kommunizieren usw., ist wohl falsch. 
Die Frage ist eher: Wie organisieren 
sich Bereiche demokratisch ohne Par-
teien?

III.	 Über den Prozess der Abkopp-
lung der Parteien, der Entfremdung, 
ist alles berichtet. Nur, es gibt zwei 
konkurrierende Erklärungen. F. Wal-
ter sieht die Volksparteien gewisser-
maßen als die „gesunden“ Parteien, 
konturiert, geerdet in bestimmten Mi-
lieus, lebendig. Entsprechend ist ihm 
der Niedergang der Volksparteien de-
mokratietheoretisch problematisch. W. 
Hennis wiederum befand, dass gerade 
der Typus der Volkspartei als einer 
Partei ohne soziale Grenzen und ohne 
grundlegend verschiedene Gesell-
schaftsvorstellungen, jener Parteityp 
sei, der zur Allerweltspartei, zu Belie-
bigkeit und einer „Catch-all-Mentali-
tät“ tendiere und darum der Problem-
fall sei.

Neue rls-Studie: Europawahl 2009 – Die Wahlprogramme der Parteien im Ver-
gleich Eine Parteien-Studie von Jochen Weichold und Horst Dietzel. 40 S. A4, als 
PDF :

http://www.rosalux.de/cms/fileadmin/rls _ uploads/pdfs/allg _ Texte/	
Weichold _ Jochen/Europa-Wahl2009-Studie _ Weichold.pdf

Aus der Einleitung: Die (Wahlprogramme) spielen zwar im Wahlkampf nicht 
die entscheidende Rolle. Sie geben aber detailliert Auskunft über die Positionen 
der Parteien gegenüber der Europäischen Union (EU) insgesamt und auf den 
verschiedenen Politikfeldern. Wir untersuchen die Unterschiede und Gemein-
samkeiten dieser Positionen zwischen den im Bundestag vertretenen Parteien 
CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE.

Die Parteien haben in unterschiedlichen Verfahren die Programme beschlos-
sen. … Auch in der Länge unterscheiden sich die Programme deutlich. Am 
kürzesten ist mit 15 Seiten das Programm der CDU ausgefallen, gefolgt von 
dem der SPD und dem der FDP. Deutlich länger sind die Programme der Partei 
DIE LINKE und der Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (170 Seiten).

Die CSU hat als letzte der im Bundestag vertretenen Parteien im April den 
Entwurf für ein Europawahlprogramm vorgelegt, das erst im Mai 2009 vom 
Parteiausschuss verabschiedet werden soll ….

Ich denke, dies kommt, 
folgt man den angerissenen 
zwei Fragestellungen, da-
her, dass die Volksparteien 
von ihrem Frühling bis zu 
ihrem Herbst Ausdruck zunehmend 
disparater Lebensumstände sind bei 
gleichzeitig immer schwächerer Re-
gierbarkeit. Das scheint mit Blick auf 
deren Blüte paradox, löst sich aber 
wenn man bedenkt, dass es in Pro-
sperität Win-win-Situationen für die 
Bevölkerung gibt bei gleichzeitiger 
scheinbar wachsender Stärke des Staa-
tes als Wohltäter, als Sozialstaat. Diese 
Phase endete mit dem Fordismus und 
der Weg in den Parteienstaat scheint 
zu Ende, die Parteiensystem wie die 
Parteien werden weite Bereiche des 
öffentlichen Lebens räumen und so der 
Demokratisierung öffnen. Diese De-
mokratisierungen in Wissenschaft und 
Bildung, Medien, Daseinsvorsorge,  Po-
lizei und Militär, aber gerade auch der 
Wirtschaft, werden in schärfster Kon-
kurrenz mit der andern Option, der 
Privatisierung, stehen. Dass aber diese 
Auseinandersetzung überhaupt begin-
nen kann, dafür ist es unabdingbar, 
dass die Parteien das Terrain räumen.

1	  Volk und Staat: In den 20er Jahren waren die 
Staatsrechtslehrer in Deutschland noch nicht 
davon überzeugt, dass politische Willensbil-
dung auf repräsentativem Niveau durch die 
Parteien mit einer gewissen Ausschließlich-
keit erfolgen muss. Andererseits galt es für 
G. Radbruch 1930 für ausgemacht, dass jede 
Demokratie der Zeit ein Parteienstaat sein 
müsse.

2	  Ende der 70er Jahre verwies W. Hennis dar-
auf, dass seit der Atombombe kein Staat mehr 
den äußeren Schutz garantieren könne, das 
Prinzip der Territorialität aber nicht nur mi-
litärisch, sondern ebenso ökologisch und öko-
nomisch in gewisser Weise aufgehoben sei. In-
teressant bis heute der Verweis auf den Verlust 
der „geistigen Individualität“ der Völker und 
Staaten, des je eigenen Staatsgedankens, des 
way of life. Wir sehen diesen Aspekt der Ein-
schränkung der Regierb arkeit heute noch als 
stehendes (partei-)politisches Thema in der 
Debatte um Leitkultur, in der Programmatik 
rechtskonservativer und rechtspopulistischer 
Parteien – und weit darüber hinaus in der 
Bevölkerung als virulent.

3.	 Die letzten 20 Jahre waren geprägt von 
ständigen Versuchen der geistig-program-
matischen Bewältigung des Problems des 
eingeschränkten Staates durch Union und 
SPD, der ganze sogen. neoliberale Diskurs um 
Deregulierung, die vielen Erfindungen von 
Attribuierungen zum Staatsbegriff besonders 
durch die Sozialdemokraten zeugen davon.

4	  Wie beispielsweise H. Kohl Politik und Re-
gierungshandeln von Ämtern auf Personen 
umstellte, seine radikal parteistaatliche und 
personalisierte Herrschaftsweise kreierte, 
das veränderte das parlamentarische System, 
die Verfassungswirklichkeit in Deutschland 
ebenso wie G. Schröders Kanzlerrunden.

5.	 Man könnte ja auch darüber nachdenken, 
ob hiermit nicht die Entscheidung für den 
apolitischen Charakter de deutschen Gewerk-
schaften gefallen war. Generell ist meine The-
se, dass das Öffentliche in Deutschland durch 
das Parteienwesen okkupiert und formiert 
worden ist.

In & bei der 

Linken
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Jahr Monat Wo? Was?
Ter-
min

Wahl-
periode

2009 Mai Bundesversamml. Bundespräs 23.5. 5 Jahre
Juni EU Euro. Parl. 7.6. 5 Jahre
Juni Baden-Württemb. Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Mecklenb.-Vorp. Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Rheinland-Pfalz Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Saarland Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Sachsen Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Sachsen-Anhalt Kommunal 7.6. 5 Jahre
Juni Thüringen Kommunal 7.6. 5 Jahre
August NRW Kommunal 30.8. 5 Jahre
August Saarland Landtag 30.8. 5 Jahre
August Thüringen Landtag 30.8. 5 Jahre
August Sachsen Landtag 30.8. 5 Jahre
Sept. Brandenburg Landtag 27.9. 5 Jahre
Sept. Bundesrepublik Bundestag 27.9. 4 Jahre

2010 Frühj Schlesw.-Holstein Landtag 5 Jahre
Frühj NRW Landtag 5 Jahre

2011 Frühj Baden-Württemb. Landtag 5 Jahre
Frühj Rheinland-Pfalz Landtag 5 Jahre
Frühj Sachsen-Anhalt Landtag 5 Jahre
Frühj Hessen Kommunal 5 Jahre
Frühj Bremen Landtag/K 4 Jahre
Herbst Niedersachsen Kommunal 5 Jahre
Herbst Berlin Landtag/K 5 Jahre
Herbst Mecklenb.-Vorp. Landtag 5 Jahre

 Quelle: www.wahlrecht.de/termine.htm

Vorschau auf Wahlen

Die Linke, Arbeitsgemeinschaft Konkrete Demokratie 
– soziale Befreiung

Vormerken: Sommerschule  
in Erfurt
Beginn: Donnerstag, 13. August
Abschluss: Sonntag, 16. August

Ort: Erfurt

Kurse und Themen

Wirtschaft: Mindestlohn und Mindesteinkommen
Philosophie/Kulturwissenschaften: noch offen
Internationale Politik: Neorealistische Schule

(genauere Beschreibungen in der nächsten Ausgabe)

14. bis 16. Mai. Berlin. DGB-Kapitalismuskongress mit 
Demo. Die Demonstration ist Teil der Aktionstage des Eu-
ropäischen Gewerkschaftsbundes (EGB) vom 14. bis zum 16. 
Mai. Sie finden in Brüssel, Berlin, Prag und Madrid statt. 

20. Mai. Bremen. Evangelischer Kirchentag. Motto: Mensch, 
wo bist Du?

14. Juni. Berlin. Bundesparteitag der SPD: Wahlprogramm 
Bundestagswahl.

15. Juni. Sardinien. G8-Gipfel.

20./21. Juni. Berlin. Bundesparteitag der Linken zur Bun-
destagswahl 2009. 

5. September. Berlin. Großdemonstration der Anti-Atom-
Bewegung „Mal richtig abschalten“

Gemeinsam 
für ein 
gutes Leben!

www.gutes-leben.de

Rettet die Unternehmen!

Reguliert den Arbeitsmarkt!

Schafft Demokratie in der Wirtschaft!

Stoppt die Finanzmarkt-Zocker!

Schützt die Opfer, bittet die Täter zur Kasse!

Die Hauptkundgebung findet um 14:oo Uhr an der Siegessäule statt. 

Treffpunkte für den Beginn der Demonstration – ab 11:30 Uhr –

sind Breitscheidplatz und Hauptbahnhof.

Aktiv aus der Krise

DGB

Europaweiter Aktionstag
am 16. Mai in Berlin!

DIE KRISE BEKÄMPFEN.
SOZIALPAKT FÜR EUROPA!
DIE VERURSACHER MÜSSEN ZAHLEN.


